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Einleitung

Als die Stiftung Oekumene im Herbst 2000 ihr erstes Projekt „Umsetzen von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich“ startete, gab es noch keine offiziell verfasste Nachhaltigkeitsstrategie in Deutschland. Gleichwohl gab es bereits den Zwischenbericht der Enquete-Kommission des 13. Bundestages „Konzept Nachhaltigkeit – Fundamente für die Gesellschaft von morgen“ sowie die bekanntere Studie des Wuppertal Instituts „Zukunftsfähiges Deutschland – Ein Beitrag zu einer global nachhaltigen Entwicklung“, herausgegeben von BUND und Misereor, an denen sich das Projekt orientieren konnte.

Orientierung erhielt das Projekt aber auch durch einen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts  immer stärker hervortretenden grundlegenden Paradigmenwechsel in den Natur- und Geisteswissenschaften: In ihnen breitete sich ein neuer Denkansatz aus, dem ein ganzheitliches, ein holistisches Denken zugrunde liegt. In der Einführung zu seinem Buch „Wendezeit“  schrieb der amerikanische Physiker und Philosoph Fritjof Capra dazu Folgendes: 

„Ich glaube, dass die Weltanschauung, die aus der modernen Physik hervorgeht, mit unserer gegenwärti​gen Gesellschaft unvereinbar ist, weil sie den harmonischen Zusammenhängen, die wir in der Natur beobachten,  nicht Rechnung trägt. Um einen solchen Zustand des dynamischen Gleichgewichts zu erreichen, bedarf es einer völlig anderen sozialen und ökonomischen Struktur: einer kulturellen Revolution im wahren Sinne des Wortes. Das Überleben unserer ganzen Zivilisation kann davon abhängen, ob wir zu einer solchen Wandlung fähig sind...Die neue Sicht der Wirklichkeit beruht auf der Erkenntnis, dass alle Phänomene – physikalische, biologische, physische, gesellschaftliche und kulturelle – grundsätzlich miteinander verbunden und voneinander abhängig sind.“ 
 

Dieses ganzheitliche Denken fand seinen Niederschlag auch in der ökumenischen Bewegung des 20. Jahrhunderts: 1948 wurde in Amsterdam der Ökumenische Rat der Kirchen gegründet, dem außer der römisch-katholischen Kirche (die keinen vollen Mitgliedstatus hat) inzwischen weit über 300 Kirchen angehören. Die biblischen Grundwerte Gerechtigkeit und Frieden waren im gesellschaftspolitischen Diskurs der Kirchen die zentralen Themen in den 60er und 70er Jahren. Auch auf der Versammlung des Ökumenischen Rats der Kirchen 1983 in Vancouver war zunächst davon die Rede, ein großes Friedenskonzil einzuberufen. Erst im Laufe der weiteren Vorbereitungen wurde dieser Themenkreis erweitert, weil – so die einleuchtende Begründung – Gerechtigkeit und Frieden auf Dauer nur herstellbar sind in einer Welt, in der auch die Schöpfung bewahrt wird. 

Beschleunigt wurde die neue Einsicht in die Interdependenz dieser drei großen Problemkreise gewiss auch durch die sichtbar zunehmende Gefährdung der Schöpfung und einen wahrscheinlicher werdenden  Kollaps des globalen Ökosystems, hervorgerufen durch einen extrem konsumorientierten Lebensstil und ein unverantwortliches Verhalten von Wirtschaft und Politik, welches mehr und mehr den Frieden gefähr​det und weltweite soziale Gerechtigkeit untergräbt. Gesellschaftliche, soziale, wirtschaftliche und ökologische Prozesse lassen sich – so die neue Sichtweise – angemessen nur noch komplex und ganzheitlich gestalten und steuern, wenn wir denn der Verantwortung gerecht werden wollen, das Leben auf dieser Erde zu bewahren.

Was aber sind die Orientierungskriterien für die Gestaltung und Steuerung der globalen Prozesse?

In der aktuellen Diskussion zeichnet sich immer deutlicher ab, dass beides ohne ethische Grundwerte nicht wirklich gelingen kann. Insofern verdankt sich die beiden in diesem Heft beschriebenen Projekte zur Verankerung der Nachhaltigkeitsstrategie einem glücklichen Zusammentreffen von zwei „Strängen“ des Zukunftsdiskurses: dem im säkularen Bereich seit 1992 weltweit gebündelten Agenda 21-Prozess und dem Engagement der religiös motivierten Gruppen und Initiativen, die bereits seit Langem – orientiert an den drei großen ethischen Grundwerten Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung – gesell​schafts​politisch arbeiteten.

Die abschließende Fachtagung im Februar 2004 brachte erste positive Ergebnisse dieser Verbindung hervor und gab wichtige Impulse dafür, diese Erfahrungen in den kirchlichen Bereich wie auch in den gesamtgesellschaftlichen Raum hineinzutragen: Denn die Diskussion über die ethische Dimension der nachhaltigen Entwicklung hat gerade erst begonnen.









Heiko Lietz, im April 2004

I. Die Kirchen und kirchlichen Basisgruppen als Zielgruppe 
bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie
Zur Vorgeschichte

Als das Projekt Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich Ende 2000 seine Arbeit aufnahm, konnte es bereits auf eine länger andauernde Annäherung des Konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (im weiteren als GFS-Prozess bezeichnet) mit dem 1992 in Rio de Janeiro ins Leben gerufenen Agenda 21-Prozess zurück blicken. In diesem Zusammen​hang ist durchaus bemerkenswert, dass der GFS-Prozess schon knapp ein Jahrzehnt vor dem Rio- oder Agenda 21-Prozess das Licht der Welt erblickte: Die VI. Vollversamm​lung des Ökumenischen Rates der Kirchen beschloss bereits auf ihrer Zusammenkunft 1983 in Vancouver (Kanada), alle Mitgliedskirchen zu einem „Konziliaren Prozess gegenseiti​ger Verpflichtung (Bund) auf Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ einzuladen. 

Ein treibender Motor für diesen Beschluss war die Delegation aus der DDR, die maßgebliche Vorarbeit geleistet hatte: Ziel des Beschlusses war es, zukünftig die unterschiedlichen Aktivitäten des Ökumeni​schen Rates zu Fragen der Gerechtigkeit, des Friedens und der Schöpfungsbewahrung mitein​an​der zu verbinden und aufeinander abzustimmen, um so den komplexen Herausforderungen durch komplexe, ganzheitliche Antworten gerecht zu werden. 

Nach dem Beschluss von Vancouver dauerte es noch einige Zeit, ehe der Zentralausschuss des Ökume​nischen Rates im Jahr 1985 beschloss, den „Konziliaren Prozess“ weltweit gemeinsam mit der katholischen Kirche durchzuführen. Zwei Jahre später wurde dann der zeitliche Ablauf für seine Vorbereitung und Durchführung beschlossen. Alles sollte auf die Weltversammlung im Sinne einer Weltkonvokation 1990 in Seoul (Korea) hinauslaufen. Um ihr eine möglichst große Bodenhaftung zu verleihen, wurde angeregt, zunächst auf nationaler - und dann auf kontinentaler - Ebene Vorbereitungs​versammlungen für Seoul durchzuführen. Am intensivsten geschah dies zwischen 1987 und 1989 auf nationaler Ebene in einigen Ländern Europas. 

Die beiden „Arbeitsgemeinschaften Christlicher Kirchen“ (im Folgenden: ACK), in denen auch die katholi​sche Kirche als Vollmitglied vertreten ist, nahmen in der Bundesrepublik wie auch in der DDR den Impuls von Vancouver auf und führten 1988/89 jeweils eigene Versammlungen zum GFS-Prozess durch. Dabei spielte besonders die „Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ in der DDR, die in drei Sitzungen zwischen 1988 und 1989 zusam​men kam, angesichts der sich zuspitzenden gesellschaftlichen Krise des Ostens eine herausragende Rolle: In ihren Beschluss​papieren bündelte sie Erkenntnisse und Forderungen, die kurze Zeit später – im Rahmen der friedlichen DDR-Revolution im Herbst 1989 – auch in die programmati​schen politischen Grundsätze der neu entstehenden politischen Bürgerbewe​gungen und Parteien eingingen. 

In der Ökumenischen Versammlung, deren abschließende Sitzung im April 1989 in Dresden stattfand, spielten nicht zuletzt die Vertreter der unabhängigen Friedensbewegung eine wichtige Rolle, zumal fast ein Drittel der Delegierten aus ihrer Mitte kam. Diese Bewegung, in der sich Umwelt-, Friedens-, Men​schen​rechts-, Frauen- und Eine-Welt-Gruppen zusammengeschlossen hatten, um auf die zunehmenden Bedrohungen offensiv zu reagieren, hatte sich am Rande der verfassten Kirchen in den 70er und 80er Jahren etabliert und die innergesellschaftliche Diskussion zunehmend radikalisiert. 

Im Schlussdokument der Ökumenischen Versammlung wird die Trias von „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ ausdrücklich hervorgehoben und unter dem Begriff „Schalom“ zusammen​ge​fasst. Sie bildet die klassische Grundlage für alle Einzeltexte. In der theologischen Grundlegung heißt es dazu: „Wir haben gesehen, dass Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung in unserer Weltsituation drei miteinander verflochtene Probleme sind. Sie stehen aber auch in einem theologischen Zusammenhang... Wir schlagen (deshalb) „Schalom“ als die alle drei Begriffe umfassende Orientierung vor.“ 

An diese nationalen Versammlungen schloss sich die für ganz Europa erste europäische Ökumenische Versammlung in Basel im Mai 1989 an, zu der die Konferenz Europäischer Kirchen und die Konferenz katholischer Bischöfe in Europa gemeinsam eingeladen hatten. Sie stand unter dem Thema „Frieden in Gerechtigkeit“. Es war das erste Mal seit der Ost-West-Kirchentrennung im Jahre 1054, dass sich alle christlichen Konfessionen Europas wieder zu einer gemeinsamen Konferenz zusammenfanden. In dem Schlussdokument „Frieden in Gerechtigkeit für die ganze Schöpfung“ wird der im ursprünglichen Konfe​renztitel noch nicht enthaltene Begriff der Schöpfung wieder aufgenommen - und damit die Trias erneut hergestellt.

Auf globaler Ebene fand der GFS-Prozess einen ersten Höhepunkt in einer Weltversammlung in Seoul (Süd-Korea). In den dort verabschiedeten „10 Grundüberzeugungen“ bekräftigen die Delegierten, dass sie sich für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung einsetzen werden, weil dies der Wille Gottes ist. In den Selbstverpflichtungen, zu denen sich die Teilnehmenden bekannten, sprechen sie sich aus für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung und für die Befreiung aus den Fesseln der Auslands​schulden; für eine wirkliche Sicherheit für alle Staaten und Völker und für eine Kultur der Gewaltlosigkeit; für die Erhaltung der Erdatmosphäre und für die Schaffung einer Kultur, die in Harmonie mit der ganzen Schöpfung leben kann; sowie für eine an den Wurzeln ansetzende Überwindung des Rassismus und der Diskriminierung.

Der Verknüpfungsprozess

Dieser sich neu entwickelnde „ganzheitliche“ Denk- und Politikansatz spielte auch bei der Erstellung der Agenda 21 in Rio eine zentrale Rolle. Durch Personen wie Paul Albrecht (amerikanischer Theologe und Wirtschaftswissenschaftler) oder auch die norwegische Politikerin Gro Harem Brundtland – die auf globa​ler Ebene seit Jahren in beiden Prozessen gleichzeitig arbeiteten und intensive Kontakte hatten – wan​derten Gedanken, Einsichten und Erkenntnisse hin und her und befruchteten die eine wie auch die andere Seite. 

Mit der 1984 erfolgten Einsetzung einer UN-Kommission für Umwelt und Entwicklung sollte ein zusammenfassender und vorausschauender Bericht über die zukünftigen Aufgaben der Menschheit erstellt werden. Die Zukunftsaufgaben der Industrie- und Entwicklungsländer sollten durch deren Vertre​ter in der Kommission „gemeinsam“ - wie es der spätere Bericht sagen sollte - oder wenigstens in Kennt-nis voneinander formuliert werden. Zur Vorsitzenden wurde Go Harlem Brundtland gewählt. Mit ihr sowie weiteren Kommissionsmitgliedern, die durchaus mit den Diskussionen aus dem ÖRK-Programm für eine „Just, Participatory and Sustainable Society“ vertraut bzw. in Berührung gekommen waren, ge​lang​te der Begriff „sustainability“ – nun jedoch um mehrere Dimensionen erweitert - als „Leitbegriff“ oder „Weltfor​mel“ in den Kommissionsbericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ (Brundtland-Bericht 1987). 

Ein im Rahmen der ökumenischen Sozialethik kaum noch beachteter Begriff erlangte auf diese Weise Weltgeltung. Danach bedeutet „sustainable development“ eine Entwicklung, welche den Bedürfnissen der gegenwärtig lebenden Menschen entspricht, ohne die Möglichkeiten zukünftiger Generationen zur Befriedi​gung ihrer Bedürfnisse zu gefährden. Eine derartige Festlegung auf eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung steht vor der Herausforderung, ökologischen, ökonomischen und sozialen Zielsetzungen glei​chermaßen Rechnung zu tragen - und damit die ethische Verantwortung für die Gerechtigkeit zwischen den heute lebenden Menschen und zukünftigen Generationen zu übernehmen. Es ist offensichtlich, dass dies nur durch eine Politik zu leisten ist, die die gesellschaftlichen Kräfte ganzheitlich zusammenführt.

Die kirchlichen Akteure des Nachhaltigkeitsprozesses in Deutschland

Schon vor der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro gab es gerade auch in den Kirchen und kirchlichen Basisgruppen und Initiativen in Deutschland ein gewach​se​nes Verständnis für die Komplexität globaler Probleme - und für die Notwendigkeit, sie nur noch in ih​rer unauflöslichen Wechselwirkung zu betrachten und an entsprechend komplexen Lösungen zu arbei​ten. Schließlich nahm die Einsicht zu, dass es für diese umfassende Aufgabe einer neuen, weltumgreifenden Zusam​menarbeit weit über die Kirchen hinaus bedarf, um zu befriedigenden Ergebnissen zu kommen.

Schon der Schlusstext der Ökumenischen Versammlung der DDR hatte dazu ausgeführt: „Die Schritte der Umkehr in den Fragen der Weltverantwortung ... begegnen wachsender Sorge und einem Prozess des Umdenkens auch bei Nichtchristen und insbesondere bei solchen, die politische Verantwortung tra​gen... Sie können als Schritte eines Lernprozesses in einem kulturellen Umbruch angesehen werden. Vie​le Christen sehen in ihnen weltliche Entsprechungen zur Umkehr, Entsprechungen, die der dreieinige Gott in der Menschheit wirkt. Diese Schritte sind anders motiviert, decken sich mit der Umkehr nur teil​weise, können aber in die selbe Richtung des Handels führen. Die umkehrende Gemeinde lässt sich von diesen Bewegungen anregen und findet in ihnen Verbündete. Sie sucht mit ihnen nach dem wahrhaft Lebensdienlichen und kämpft mit ihnen gegen die Mächte lebensbedrohlicher Unvernunft.“ 

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 wurde dann unüberhörbar der für das Leben und Überleben der Menschheit notwendige globale Paradigmen​wechsel auf die politische Tagesordnung der Welt gesetzt. In der Präambel heißt es dazu: „Die Mensch​heit steht an einem entscheidenden Punkt ihrer Geschichte. Wir erleben eine zunehmende Ungleichheit zwischen Völkern und innerhalb von Völkern, eine immer größere Armut, immer mehr Hunger, Krankheit und Analphabetentum sowie eine fortschreitende Schädigung der Ökosysteme, von denen unser Wohler​gehen abhängt. Durch eine Vereinigung von Umwelt - und Entwicklungsinteressen und ihre stärkere Be​achtung kann es uns jedoch gelingen, die Deckung der Grundbedürfnisse, die Verbesserung des Le​bens​standards aller Menschen, einen größeren Schutz und eine bessere Bewirtschaftung der Ökosyste​me und eine gesicherte, gedeihliche Zukunft zu gewähren. Das vermag keine Nation allein zu erreichen, während es uns gemeinsam gelingen kann: in einer globalen Partnerschaft, die auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet ist.“ 
  
In Rio war deutlich die Hoffnung zu spüren, dass dieser Paradigmenwechsel vielleicht gelingen könne, wenn alle Nationen bereit wären, für das Überleben aller Menschen entsprechende Verantwortungen zu übernehmen. Von Rio ging auch die eindeutige Botschaft an die verschiedensten Vereinigungen und Institutionen der Zivilgesellschaft aus, sich an diesem weltweiten Prozess mit ihren Möglichkeiten zu beteiligen. Denn ohne die aktive Bereitschaft aller würde dieser Prozess nicht gelingen. Im Kapitel 27 wird diese Botschaft unter der Überschrift „Stärkung der Rolle der nichtstaatlichen Organisationen – Partner für eine nachhaltige Entwicklung“ im einzelnen entfaltet.

Als in den folgenden Jahren die Kirchen in Deutschland und Europa weitere Bemühungen um die Fortsetzung des GFS-Prozesses unternahmen, nahmen sie ihre schon getätigten Aussagen über mögliche Verbündete im nichtkirchlichen Bereich wieder auf. Zur Vorbereitung der zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung in Graz (Österreich), die sich wie schon die erste Versammlung 1989 in Basel wiederum dem GFS-Prozess widmete, wurden in Deutschland zwei Ökumenische Versammlungen durchgeführt: eine von den ökumenischen Basisgruppen und Initiativen und die andere von der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, dem Zusammenschluss verfasster Kirchen in Deutschland.

In allen drei Versammlungen, den beiden von Erfurt sowie der in Graz, wurde auf den inzwischen begon​nenen Agenda 21-Prozess als einer säkularen Entsprechung des GFS-Prozesses Bezug genommen. Der erste Impuls ging von der Ökumenischen Basisversammlung im März 1996 in Erfurt aus. In ihrem abschließendem Votum „Was uns bewegt und was wir bewegen wollen“ erklärte die Versammlung: „Der konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung hat in der Agenda 21 der Rio-Konferenz für Umwelt und Entwicklung eine politische Entsprechung gefunden, die auf nationale und vor allem kommunale Ausgestaltung zielt. Lokale Agenda heißt, Leitlinien und Rahmenpläne zu konzipie​ren, die eine nachhaltige Entwicklung von Kommunen und Regionen im 21. Jahrhundert gewährlei​sten... Kommunale Leitlinien sind nur umsetzbar, wenn jede Bürgerin und jeder Bürger in einem partizipatori​schen Prozess von deren Richtigkeit und Zukunftsfähigkeit überzeugt ist und danach handelt. Dabei können Kirchen und Gemeinden eine maßgebliche Rolle spielen. Wir bitten daher die Kirchgemeinden, sich bei der Erarbeitung von Lokalen Agenden 21 aktiv zu beteiligen oder sie anzuregen und dabei die Erfahrungen aus Partnerschaften einzubringen und zu vertiefen.“ 
 

Eine ähnliche Bitte an die Kirchgemeinden findet sich im Schlusstext der Versammlung der ACK vom Juni 1996, die ebenfalls in Erfurt durchgeführt wurde. Darüber hinaus werden in diesem Schlusstext die Kirchenleitungen gebeten, finanzielle und personelle Mittel bereitzustellen, um die Initiativen aus dem kirchlichen Bereich zur Umsetzung der Lokalen Agenda 21 zu unterstützen und deren breites Spektrum von Bildungsangeboten dafür zu nutzen. Kirchen sollten „Lernorte“ für die Themen der Agenda 21 werden.

Diese Bitten und Anforderungen kehren schließlich auch im Abschlusstext der Europäischen Ökumeni​schen Versammlung von Graz 1997 als Empfehlung der Versammlung an die Christen, Kirchgemeinden, Gruppen und Kirchen wieder. Hier wird den Kirchen empfohlen, sich dem Agenda 21 Prozess anzu​schlie​ßen und diesen mit dem GFS-Prozess zu verbinden. Als Begründung wird angeführt: „Die Agenda 21 bietet eine international vereinbarte Handlungsgrundlage, die wichtige gemeinsame Merkmale mit dem GFS-Prozess aufweist und besonders die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen und politischen Kräften auf lokaler und kommunaler Ebene anregen und organisieren mithelfen kann.“ 
 

Vor dem Hintergrund dieser Ereignisse sowie eines gewachsenen Bewusstseins in den Kirchen und Gruppen wurde – angeregt durch den Koordinationskreis Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen – das Projekt Umsetzung von Nachhal​tigkeitsstrategien im kirchlichen Prozess in engster Zusammenarbeit mit der „Ökumenischen Gesellschaft e.V.“ konzipiert. Es sollte einen eigenständigen Beitrag dazu leisten, die in den Kirchen, Gemeinden und Basisgruppen durch den GFS-Prozess entstandenen Potenziale für den Agenda 21 Prozess durch eine umfassende Beratung und Information zu mobilisieren und fruchtbar zu machen sowie neue Potentiale zu erschließen.

Der Lokale Agenda 21-Prozess in den Kommunen

Im 28. Kapitel des Schlussdokuments von Rio werden die Kommunen weltweit ausdrücklich dazu aufge​fordert, von der Basis her die nachhaltige Entwicklung mitzugestalten. Es bedurfte einer gewissen An​lauf​phase, ehe sich die Kommunen auch in Deutschland auf diese Herausforderung einließen. Wollten sich Kommunen dieser Aufforderung anschließen, so waren sie gefordert, bei der Erstellung eines Leit​bildes ihre bisherige Arbeit unter dem neuen Paradigma einer nachhaltigen Entwicklung neu zu ordnen. Das betraf zum einen die Strukturen und zum anderen die inhaltlichen Entscheidungen. 

Auf der strukturellen Ebene musste es zu ganz neuen kooperativen Arbeitsmodellen innerhalb der Ver​waltung sowie zwischen der Verwaltung, den politisch gewählten Vertretern und den engagierten Grup​pen und Einzelnen der Zivilge​sellschaft kommen. In einer von Konkurrenz und Durchsetzung geprägten Gesellschaft war dies die erste große Herausforderung, der sich die Kommunen stellen mussten. Die zweite große Herausforderung bestand in der inhaltlichen Abstimmung so unterschiedli​cher Bereiche wie Ökonomie, Ökologie und Soziales, den drei zentralen Schwerpunkten jeder nachhaltigen Entwicklung.

Die ethische Dimension als Bedingung für eine nachhaltige Entwicklung

Um keinen der drei Schwerpunkte Ökonomie, Ökologie und Soziales zu gefährden oder gar zu zerstören, bedarf es – darin stimmen weltliche und kirchliche Nachhaltigkeitsbewegung überein – eines neuen Denk- und Politikansatzes, der sich am besten als ein komplementärer beschreiben lässt. Im traditionel​len „konfrontativen“ Ansatz werden diese drei Bereiche und ihre Interessenlagen oft als einander aus​schlie​​ßend, gegen​einander in Konkurrenz stehend oder zumindest „uninteressiert nebeneinander her​lau​fend“ begriffen. Es wird stärker in der Alternative „Entweder/Oder“ gedacht und gehandelt, innerhalb derer z. B. „Ökologie und Ökonomie“ als schwer miteinander vereinbar wahrgenommen werden – und in deren Folge letztlich ganze Ökosysteme zerstört und menschliche Lebensgrundlagen vernichtet werden. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei dem neuen Politikansatz der Nachhaltigkeit darum, die je​weiligen Bereiche als sich gegenseitig bedingende, einander ergänzende und aufeinander angewiesene Teile eines übergreifen​den Ganzen zu verstehen. Bei diesem Ansatz dominiert das „sowohl als auch“. 

Eine nachhaltige Entwicklung wird nur gelingen, wenn ihr dieser neue Denkansatz zu Grunde gelegt wird, wenn sich also die jeweils unterschiedlichen Interessenvertreter als Teile eines Ganzen begreifen und ihre eigenen Teilinteressen mit denen des Gesamtwohls in eine Balance bringen. Bei diesem Politik​ansatz müssen sich die einzelnen Akteure auch der Mühe unterziehen, darüber nachdenken, welche Folgen die Durchsetzung ihrer Interessen für die jeweils anderen Bereiche haben - und wieweit sie für diese „anderen“ zumutbar sind. Wenn sie diesen kooperativen Ansatz verinnerlichen, werden sie ihre Entscheidungen von einer solchen Abwägung abhängig machen, sich also auf die Strukturen einer „Interessenpartnerschaft“ einlassen. 

Das Ziel ist eine ökologisch und sozial verträgliche Wirtschaftweise, die das sensible Öko​system nicht über das zumutbare Maß belastet und allen heute und zukünftig lebenden Menschen einen Mindest​standard an Lebensqualität ermöglicht, bei dem zumindest ihre elementaren Grundbedürfnisse gesichert werden und ihre menschliche Würde nicht angetastet wird. Diese Einstellung, die nicht auf dem nackten Egoismus und der bloßen Gewinnmaximierung der jeweiligen Akteure beruht, bedarf eines ethischen Fundaments. In uns Menschen gibt es neben den – durchaus vorhandenen – egoistisch-eigennützigen Anlagen auch andere, die uns zu einem mitfühlend-solidarischen Verhalten befähigen. Diese Anlagen wieder stärker zu entfalten und ihnen einen hohen gesellschaftlichen Wert zu vermitteln, ist nicht nur ein Anliegen, sondern die grundlegende Voraussetzung und Bedingung einer nachhaltigen Entwicklung, die in einer nachhaltigen Lebensweise ihre konkrete Ausformung findet. Es ist – keineswegs nur aus Sicht der Religionen – dringend erforderlich, die immer größer werdende Ethiklücke im öffentlichen Bewusstsein wieder zu schließen.

Die Verantwortung der Kirchen, christlichen Gruppen und 
einzelnen Christen für das Gelingen der nachhaltigen Entwicklung

Um die nachhaltige Entwicklung als einen unumkehrbaren Prozess in der Gesellschaft zu verankern, bedarf es vieler Menschen guten Willens mit ihren Fähigkeiten und Begabungen, bedarf es neu ent​stehen​der sozialer und kultureller Bewegungen für eine nachhaltige Lebensweise, bedarf es starker zivilgesellschaftlicher Organisationen, Verbände und Institutionen, nicht zuletzt auch nachhaltig produzierender und engagierter Unternehmen, die sich gemeinsam auf den Weg machen, um diesem neuen Denk- und Politikansatz zum Durchbruch zu verhelfen. Gerade die Kirchen sind mit ihrer ethischen Kompetenz bei der Diskus​sion über Werte und gesellschaftliche Leitbilder für eine nachhaltige Entwicklung gefragt und gefordert. Da​rüber hinaus ergeben sich für sie unterschiedliche Möglichkeiten, in dem konkreten Prozess mitzuwirken.

Die Kommune als Gestaltungsort kirchlichen Engagements 

Einer der Bereiche, in dem diese Mitwirkung geschehen kann – und auf die das Projekt in besonderer Weise ausgerichtet war –, sind die Kommunen. In einem überschaubaren Bereich können dort die neuen Verhaltensmuster einer Nachhaltigen Entwicklung eingeübt und gefestigt werden. Die Startbedingungen sind dabei für die verschiedenen gesellschaftlichen Akteure sehr unterschiedlich. 

Relativ problemlos sollten indes die Startbedingungen für Kirchgemeinden wie auch für kirchliche Gruppen und Initiativen sein, sofern sie in den letzten Jahren bereits im GFS-Prozess aktiv waren. Hatten sie doch in diesem Rahmen bereits „einüben“ können, dass Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp​fung nicht voneinander zu trennen sind, sondern nur als Ganzes wahrgenommen werden können. Sie waren infofern schon vorbereitet und einge​stimmt auf jenen ganzheitlichen Ansatz im Agenda 21-Pro​zess, der sich auch darum bemüht, Ökonomie, Ökologie und Soziales unter einem gemein​samen Dach zu vereinen. Das sollte sie in besonderer Weise befähigen, den Agenda 21-Prozess auf lokaler Ebene mit voranzubringen. 

Eine Vorreiterfunktion übte in diesem Zusammenhang der schon über viele Jahre – bis heute – beste​hen​de und sich entfaltende Agenda 21-Prozess im Berliner Bezirk Köpenick aus, in dem es gelang, kirchliche und kommunale Strukturen in einem gemeinsamen Prozess zusammen zu führen. Aber auch in ande​ren Kommunen gab es im Rahmen des Agenda-Prozesses durchaus beachtliche Ergebnisse der Kooperation zwischen kirch​lichen und kommunalen Akteuren. Stellvertretend genannt seien in diesem Zusammenhang die Orte Bor​desholm (Schleswig-Holstein), Neukirchen-Vluyn und Gelsenkirchen (beide Nordrhein-Westfalen), Weis​sach (Baden-Würt​temberg) und Unterhaching (Bayern).Teilweise gingen in den letzten Jahren sogar die Impulse für den Beschluss, eine Lokale Agenda 21 ins Leben zu rufen, von aktiven Kirchengemeinden oder kirchlichen Gruppen und Initiativen aus. 

Eine wichtige Rolle spielten in diesen Prozessen nicht zuletzt entwicklungspolitische Gruppen, die vor allem in der Eine-Welt-Bewegung aktiv waren. Sie befruchteten den Agenda-Prozess, indem sie neben den Umweltfragen, die oft dominant den Prozess bestimmten, auch Fragen der internationalen Gerech​tig​keit einbrachten und damit der sozialen Dimension im Agenda 21-Prozess Gesicht und Stimme gaben. Der Erfolg für eine gute Zusammenarbeit hing oftmals auch von Personen ab, die in beide Bereiche integriert waren oder zumindest in engem Kontakt zueinander standen – und somit ohne große Informations​verluste das gemeinsame Anliegen voranbringen bzw. sogar zum Motor des Ganzen werden konnten.

Die Praxis einer nachhaltigen Lebensweise als Bewährungsfeld christlichen Glaubens

Als ein zentraler Bereich des Einsatzes für eine zukunftsfähige Entwicklung erwies sich das Engagement für eine nachhaltige Lebensweise, in dem die Kirchen und ihre Basisgruppen und Initiativen besonders ansprechbar und auch aktivierbar waren. Jede/r einzelne Beteiligte sowie Gruppen und Gemeinden konnten damit sofort und ohne Umschweife beginnen – unabhängig von der politischen Weltlage, dem Aufbau bestimmter Strukturen, irgendwelchen kommunalen oder kirchlichen Beschlüssen oder der öf​fent​lichen Meinung. Dieses Engagement gehört darüber hinaus zum Zentrum christlicher Verkündigung und christlicher Lebenspraxis. Es ist vor diesem Hintergrund nicht verwunder​lich, dass sich dieses Anliegen wie ein roter Faden durch alle kirchlichen Entschließungen und Aufrufe zieht, besonders seit der Ökumenischen Vollversammlung 1983 in Vancouver.

Unter den 12 Texten, die zum Beispiel die Ökumenische Versammlung in der DDR 1989 verabschiedete, war auch der Text „Auf der Suche nach einer neuen Lebensweise in der bedrohten Schöpfung“, aus dem im folgenden einige Gedanken vorgestellt werden sollen: 

Solange der Regelkreis von Produktion – Konsumption – Bedürfnisse – Produktion anhält, werden weiterhin egozentrisch orientierte und ständig wachsende materielle Bedürfnisse hervorgebracht. Diese im​mer weiter ansteigenden Belastungen aber sind nicht natur- und sozialverträglich für das Leben anderer Menschen und Völker und der zukünftigen Generationen. Deswegen ist es notwendig, selber Verände​run​gen zu wagen. Dazu bedarf es wiederum solcher Werte wie Kommunikation und Toleranz, Kreativität und Phantasie, Liebe und Barmherzigkeit sowie veränderter Bedürfnisse, die in eine neue Lebensweise münden. Diese Schritte in eine neue Lebensweise müssen sowohl von dem Einzelnen als auch von den Kirchen und Gemeinden vollzogen werden, und sie müssen auch von der Gesellschaft eingefordert werden.

Die ökumenischen Basisgruppen und Initiativen verabschiedeten auf ihrer ersten gemeinsamen Basisversammlung 1996 in Erfurt ein Votum, in dem es unter anderem heißt: „Quantitatives Wachstum in der bisherigen Form führt in die ökologische und soziale Katastrophe. Deshalb müssen wir anders leben, damit andere – in der 2/3 Welt – überhaupt leben können. Seit Jahrzehnten wissen wir, dass wir uns von materiellen zu kulturellen, spirituellen Werten umorientieren müssen, um erfüllter, reicher, kommunikativer leben zu können... Wir verpflichten uns, im Sinne dieses Textes zu arbeiten und in unseren Gemeinden und Gruppen wirksam zu werden. Wir fordern die Kirchen und Gemeinden auf, konkrete Schritte in Richtung eines neuen Lebensstils zu gehen... Eine andere Lebenskultur wird eine entscheidende Voraussetzung für eine veränderte zukunftsfähige Wirtschaftsweise sein.“ 
 

Die europäische Christenheit verabschiedete auf ihrer 2. Europäischen Ökumenischen Versammlung 1997 in Graz auch eine Passage unter der Überschrift „Ökologisches Bewusstsein und ökologisches Fehlverhalten.“ Darin heißt es unter anderem: „Es mehren sich die Anzeichen dafür, dass der wirtschaftliche Druck den Aspekt ökologischer Verantwortung überall wieder in den Hintergrund drängt. ... Mit ökologischen Schönheitsreparaturen ist es längst nicht mehr getan. So schwer es uns auch fällt, das zu be​greifen: Wir sind herausgefordert, unsere gesamte Wertordnung zu verändern. Unser gegenwärtiger Le​bensstil und unsere gesellschaftlichen Grundwerte entsprechen unseren unmittelbaren Bedürfnissen und Interessen. Zu einem schöpfungsgerechten Lebensstil und einer schöpfungsgerechten Gesellschafts​ordnung gehört deshalb eine schöpferische Neuordnung unseres Wertesystems: In Ausübung seiner Verantwortung hat der Mensch Rücksicht zu nehmen auf den Eigenwert der Mitwelt, der auf dem Willen des Schöpfers gründet.“ 
 

In dem Sozialwort der Kirchen, das 1997 für größeres Aufsehen in der deutschen Öffentlichkeit sorgte, gibt es ebenfalls eine Passage, die sich ausdrücklich einem neuen Lebensstil zuwendet. Dort heißt es: „Änderungen des Lebensstils ... sind notwendig. Notwendig ist der Übergang von Raubbau und Weg​werf​gesellschaft zu langfristig tragbaren Wirtschafts- und Lebensweisen. Bei vielen der wohlhabenden Menschen in der westlichen Überflussgesellschaft ist überzogenes Konsum- und Wohlstandsdenken vorherrschend. Diese Haltung gerät zunehmend in Konflikt mit den Grenzen der ökologischen Belastbarkeit und geht zu Lasten der Lebensmöglichkeiten künftiger Generationen und zu Lasten der Menschen in den sich entwickelnden Ländern. So wird das Ziel der Nachhaltigkeit ganz sicher verfehlt, wenn das durch​schnittli​che Konsumniveau in den Industrieländern weiter steigt. Deshalb muss das Bewusstsein dafür steigen, dass mehr Lebensqualität heute kaum noch durch ‚mehr’ und ‚schneller’ zu erreichen ist, son​dern in wachsendem Maße durch ‚weniger’, ‚langsamer’ und ‚bewusster’. Derart veränderte Lebens​stile werden sich vermutlich nur dann verbreiten, wenn deutlich wird, dass ein Leben, das die Mit- und Umwelt schont, neue Qualitäten hat.“ 
 

In dem Wort der katholischen deutschen Bischöfe „Handeln für die Zukunft der Schöpfung“ von 1998 wird der Erneuerung des Lebensstils ein ganzes Kapitel gewidmet. Hier wird zu Recht betont, dass ein umweltgerechter Lebensstil nicht nur Privatsache ist, sondern sich auch im zivilgesellschaftlichen Engagement für öffentliche Belange ausdrücken muss, und dass es eine durchaus lohnende, zutiefst humane und christliche Herausforderung ist, lebbare Alternativen zum konsumorientierten Lebensstil zu entwickeln. 

Auch in jüngster Zeit haben sich Kirchen zur Frage des Lebensstils geäußert. In der Stellungnahme der beiden großen Kirchen in Deutschland zur UN-Konferenz für Nachhaltigkeit und Entwicklung 2002 in Johannesburg heißt es: „Die Kirchen tragen dazu bei, eine Politik des ökologischen Strukturwandels möglich zu machen, wenn sie immer wieder dazu aufrufen, den eigenen Lebensstil zu überdenken. Das christliche Menschenbild bietet vielfältige Ansätze für einen Gewinn an Lebensqualität durch die Unterscheidung von ‚gut leben’ und ‚viel haben’. Ein nachhaltiger Lebensstil in Verbindung mit entsprechenden Strukturveränderungen im Welthandel ist heute entscheidend für eine Neuorientierung in den reichen Industrienationen selbst.“ 

II. Nachhaltige Ethik in der Vernetzungspraxis

Das Projekt Umsetzung von Nachhal​tigkeits​strategien im kirchlichen Prozess betrachtete es als einer seiner Kernaufgaben, unterschiedliche Akteure im kirchlichen und nicht-kirchlichen Bereich miteinander in Tuch​fühlung und in einen dauerhaften Austausch zu bringen. Das folgende Kapitel beschreibt die Ergebnisse dieser „Ermöglichung“ von Zusammenarbeit 

· mit ökumenischen Netzen, Basisgruppen und Initiativen

· mit der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK)

· mit verfassten Kirchen und kirchlichen Einrichtungen

· und mit dem Erd-Charta-Projekt

· mit wichtigen Nicht-Regierungs-Organisationen und dem „Kampagnenrat“ 

· mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE)

· mit den bundesweiten Servicestellen in der Agenda 21.   

1. Ökumenische Netze, Basisgruppen und Initiativen

Für die Umsetzung des Projekts war es wichtig, zunächst mit möglichst vielen ökumenischen Netzen, Basisgruppen und Initiativen Kontakt aufzunehmen, um vor Ort einen Eindruck über die bestehenden Verhältnisse zu bekommen. Dabei stellte sich heraus, dass eine bewusste Verknüpfung zwischen dem „Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ und dem Prozess der Lokalen Agenda 21 für die Arbeit dieser Netze zunächst keine zentrale Rolle spielte. Sie waren – besonders in Westdeutschland – in ihrem Arbeitsstil und in der Themenauswahl sehr geprägt durch die Arbeitspraxis der 80er Jahre (vor allem in der Friedens-, Umwelt- und Eine-Welt-Bewegung) und setzten ihre von dorther geprägte Arbeit – die sich wesentlich anders organisierte als die in der DDR – mit großer Intensität auch in den 90er Jahren mit den Schwerpunkten Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung fort. Das 1992 in Rio beschlossene UNO-Programm in der spezifischen Variante der Lokalen Agenda 21 wurde in den Planungen dieser Netze zunächst keineswegs hervorgehoben berücksichtigt. 

Zusammenführung der ost- und westdeutschen ökumenischen Basisbewegungen

Naturgemäß wurde die Arbeit der Netze in Westdeutschland – in der Regel in Vereinsstrukturen und damit unabhängig von kirchlichen Institutionen – durch die Wende von 1989 kaum in Mitleidenschaft gezogen: Nach der Vereinigung führten sie 1991 unter Einbeziehung einiger Vertreter der ostdeutschen Basisgruppen und der verfassten Kirchen eine große „Versammlung Ökumenischer Basisgruppen“ in Erfurt (!) unter dem Thema "Einheit, die wir meinen" durch. 

Zur gleichen Zeit brach in Ostdeutschland – quasi parallel zum Zusammenbruch des Gesellschaftssystems – auch die auf dieses System zugeschnittene „informelle“ Struktur der dortigen ökumenischen Basisgruppen und Initiativen weitgehend zusammen. Viele Akteure gingen in die neu entstehenden politischen Bürgerbewegungen oder Parteien, andere wechselten in Vereine oder NGOs wie z.B. Grüne Liga, BUND oder amnesty international, wieder andere mussten sich intensiv und mit ihrem ganzen persönlichen Einsatz um eine neue berufliche Existenz kümmern, so dass ihnen für ehrenamtliche Tätigkeit keine Zeit mehr blieb.

Die trotz vieler Wandlungen weiterbestehenden bzw. sich neu gründenden Gruppen versuchten indes, wieder einen Neubeginn nach der Wende unter völlig anderen gesellschaftlichen und politischen Rah​enbedingungen zu starten. Sie wollten – nach einer größeren Pause zwischen 1990 und 1992 – dem „Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ wieder neues Leben einhauchen. 1992 luden einige ehemalige Delegierte der Ökumenischen Versammlung in der DDR (zu denen auch der Autor dieses Berichts gehörte) die Delegierten der Kirchen in der Ökumeni​schen Versammlung der DDR sowie die Vertreter/innen der Frieden- und Menschenrechts​gruppen zu einer Konsultation ein, die dann im Februar 1993 in Eisenach stattfand. Auf dieser Konsultation sollte darüber gesprochen werden, ob die friedens-ethischen Verpflichtungen des Konziliaren Prozesses drei Jahre nach der friedlichen Revolution noch gültig wären. Ziel der Konsultation sollte es sein, "unsere Verpflichtungen zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfungsbewahrung öffentlich zu bekräftigen".

Im Anschluss an Eisenach wurden noch zwei weitere ostdeutsche Konsultationen zur Fortführung des Konziliaren Prozesses durchgeführt: im Oktober 2003 in Halle und im Dezember 2004 in Dresden. Am Ende dieses Konsultationsprozesses wurde der Beschluss gefasst, alle Basisgruppen und Initiativen in Ost- und Westdeutschland aufzurufen, sich auf der ersten gemeinsam von ost- und westdeutschen Gruppen vorbereiteten „Ökumenischen Basisversammlung“, die im März 1996 in Erfurt stattfinden sollte, zusammenzuschließen. Auf dieser Ökumenischen Basisversammlung, auf der die Fusion der beiden bisher eigenständig arbeitenden Bewegungen beschlossen wurde, spielte das 1992 auf der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro ins Leben gerufene Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert – die Agenda 21 – bereits eine wichtige Rolle.

Die Ökumenischen Netze im Spannungsfeld der beiden Prozesse

Schon in den Thesen zur Basisversammlung von Erfurt (1991) wurden Kirchen, Gemeinden und Christen aufgerufen, in ihren Kommunen, Stadtbezirken und Landkreisen die Initiativen für Lokale Agenden mit allen Kräften zu unterstützen oder sie selbst in Gang zu bringen. Insbesondere sollten sie dabei darauf achten, dass neben dem technischen Umweltschutz auch die Fragen von Gerechtigkeit und Frieden sowie die Veränderung unserer Lebensweise unabdingbar in den Prozess der Lokalen Agenda 21 hineingehören. Im Schlussvotum der Basisversammlung wurde dies noch einmal bekräftigt.

Dieser Aufruf hatte gewiss eine Langzeitwirkung: In der Folge gab es viele einzelne Christen aus den Basisgruppen und Initiativen, die sich aktiv vor Ort in ihre kommunalen Agenda-Prozesse einbrachten. Die ökumenischen Netze waren jedoch als Ganze strukturell ungeeignet, diesen Annäherungsprozess in einem fixierten Schema umzusetzen. Möglich war es ihnen jedoch, informelle Strukturen wie z. B. regionale Foren als öffentlichen Raum für einen Diskurs zu schaffen, zu dem sie verschiedene verantwortliche Akteure der jeweiligen Region zu einem intensiven Gedankenaustausch einladen konnten.

Das Ökumenische Netz Bayern demonstrierte einige Jahre später in einer besonders beeindruckenden Weise, wie man so etwas praktisch umsetzen kann: Es lud im Mai 2001 zu seiner Jahresversammlung unter dem Thema "Zukunftsfähig werden - Lokale Agenda 21 und Konziliarer Prozess“ ein. In der Einladung wurde ausdrücklich auf die sehr ähnliche Grundstruktur beider Prozesse verwiesen: nämlich die unauflösliche Zusammengehörigkeit der drei Aspekte Gerechtigkeit/Frieden/Schöpfungs​bewahrung im Konziliaren Prozess bzw. Ökologie/Ökonomie/Soziales im Agenda 21-Prozess. 

Ziel der Versammlung sollte es sein, die Akteure dieser beiden Prozesse noch intensiver miteinander ins Gespräch zu bringen. Die Versammlung fand in einem Landkreis statt, der sich selbst dem Lokalen Agenda 21-Prozess verschrieben hatte. Die Liste der Einladenden zu dieser Veranstaltung spiegelt die Szenerie der beiden Prozesse ab: Eingeladen wurde vom Ökumenischen Netz Bayern, vom Landkreis Kelheim, dem Katholischen Bildungswerk im Landkreis Kelheim, dem Evangelischen Bildungswerk Regensburg, dem Sachausschuss „Mission, Entwicklung, Frieden Bewahrung der Schöpfung“ der Diözese Regensburg. Geladen waren Verantwortliche aus den Kommunen des Landkreises, Kirchengemeinden, Initiativgruppen, Mitglieder des Ökumenischen Netzes sowie alle interessierten Bürgerinnen und Bürger.

Eingeleitet wurde die Veranstaltung durch theologische Überlegungen zur Agenda 21 und zum GFS-Prozess, vorgetragen von Prof. Marcus Vogt (Theologische Hochschule Benediktbeuern), der bereits seit Jahren federführend in der Katholischen Kirche über die Zusammenhänge dieser beiden Prozesse referierte und im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen über die Clearingstelle „Kirche und Umwelt“ mit der Begleitung und Koordination der Landkreis-Agenda beauftragt war. In acht Arbeitsgruppen, die eine große Bandbreite der Nachhaltigkeitsproblematik wie Energie, Landwirtschaft, Mobilität, Eine Welt, saubere Kleidung, Armut und Reichtum beinhalteten, wurde intensiv über die eigenen Möglichkeiten der Mitgestaltung und Mitbestimmung nachgedacht.

Am Ende der Veranstaltung wurde deutlich, welche Potenziale bei einer guten Kooperation und Vernetzung beider Prozesse frei- und umgesetzt werden können. Es wurde aber ebenso deutlich, dass diese Umsetzung vor allem vor Ort in den Kommunen erfolgen muss, weil hier die konkreten Handlungsfelder liegen. In Baden-Württemberg waren es z. B. die Kontaktstelle für Umwelt und Entwicklung (KATE), der Dachverband Entwicklungspolitischer Aktionsgruppen und Weltläden sowie die AgendaTransfer-Stelle des Landes Baden-Württemberg, die das Thema „Agenda 21 und Eine Welt“ im Rahmen der Tagung "Ganz & Anders" im Juli 2001 in Stuttgart auf die Tagesordnung setzten. Hier wurden besonders die Kontakte zwischen hiesigen Kommunen und Gemeinden in der "Dritten Welt“ als wesentlicher Baustein für einen gut laufenden Agenda-Prozess hervorgehoben und an praktischen Beispielen dokumentiert. 

Wenngleich das Bewusstsein über die globalen Probleme mit ihren vielfältigen Verschränkungen in vielen einzelnen Gruppen und Netzen außerordentlich hoch ist, so war es doch an vielen Orten nicht möglich, das durchaus ähnliche Anliegen zweier eigenständig bestehender Prozesse in konkrete gemeinsame Arbeitsvorhaben umzumünzen. Gleichwohl ist in vielen ökumenischen Netzen das Verantwortungsgefühl zur Weiterführung des GFS-Prozesses außerordentlich hoch. So ist etwa in einem Werbefaltblatt des Öku​menischen Netzes Rhein-Mosel-Saar zu lesen: "Als Christen stellen wir unsere Arbeit in den Zusammenhang der jüdisch-christli​chen Erinnerung. Wir setzen uns dafür ein, dass sich die Kirchen die Anliegen des Konziliaren Prozesses zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung zu eigen machen." Im Hintergrund dieser Äußerung steht die häufig gemachte Erfahrung, dass der GFS-Prozess in den beiden Kirchen noch immer nicht zur selbstverständlichen Agenda ihres Redens und Handelns gemacht worden ist.

Auch die anderen ökumenischen Netze wissen sich der Idee des GFS-Prozesses verpflichtet, sind also ihrem Gründungsansatz treu geblieben. Sie setzen sich weiterhin intensiv dafür ein, dass Bedingungen für eine nachhaltige Entwicklung geschaffen und erste Schritte zu ihrer Realisierung getan werden – sei es im Bereich weltweiter Gerechtigkeit, sei es im Bereich gewaltfreier Konfliktlösungen von der persönlichen bis zur globalen Ebene. Sie gehen dabei jedoch oft eigenständige Wege, d.h. sie sehen nicht unbedingt einen Grund dafür, dies in den Strukturen der Lokale Agenda 21-Aktivitäten vor Ort zu tun. Dennoch leisten auch sie einen wichtigen Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung.

Bundesweite Initiativen

Neben den Ökumenischen Basisgruppen, die in der Regel in den erwähnten Netzen eingebunden sind, gibt es auch eine Anzahl von Initiativen, die ihre eigene bundesweite Organisationsform haben. Zu erwähnen sind hier besonders Pax Christi, die Ökumenische Initiative Eine Welt (ÖIEW), Kairos Europa, die Initiative Kirche von unten (ikvu), Christen für eine gerechte Wirtschaftsordnung (CGW) und der Weltladen-Dachverband, zu denen das Projekt im Laufe der Berichtszeit mehr oder weniger intensive Kontakte aufbaute. 

Sehr intensiv gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der ÖIEW. Da es in der Frage der nachhaltigen Lebensweise fast übereinstimmende Arbeitsbereiche gab, war die ÖIEW bereit, in der Funktion einer beauftragten Organisation für das Pilotprojekt "Aufbruch – anders besser leben" (siehe unten) tätig zu werden. Auch mit der Initiative „Kairos Europa“ gab es viele thematische Überschneidungen. Viele ihrer Studien fanden Eingang in die Arbeitsgruppe "Gerechtigkeit heute", in der die Fragestellung einer gerechten Finanzordnung eine zentrale Rolle spielt. Im Rahmen des Ökumenischen Kirchentags 2003, auf dem das zentrale Thema "Eine andere Welt ist möglich" sehr stark durch die Mitwirkung von Kairos Europa getragen war, verstärkte sich diese Zusammenarbeit.

Eine wichtige Rolle bei der Vernetzung dieser Basisgruppen und Initiativen spielte der „Ratschlag“, eine jährlich stattfindende bundesweite Zusammenkunft von Vertretern dieser Initiativen sowie der ökumenischen Netze bzw. der in ihnen bestehenden Basisgruppen zu dem Zweck, Erfahrungen auszutauschen, zentrale gesellschaftliche Fragestellungen zu diskutieren und gemeinsame Verabredungen zu treffen.

Der Ratschlag war somit auch eine wichtige Plattform für das Projekt selbst, das mit seinen inhaltlichen Vorgaben die bisherige Arbeit erheblich beeinflusste: Hier wurde diskutiert, wie die angestrebten Projektziele vor Ort in den Kommunen und Regionen umzusetzen wären. Eine herausragende Rolle spielte der Ratschlag auch bei der Kreierung der Initiative „Aufbruch - anders besser leben“: Er autorisierte eine vorbereitende Arbeitsgruppe und beauftragte diese, die sich entwickelnde Initiative energisch voranzutreiben.

Bildung regionaler Initiativen

Während des Berichtszeitraums entstanden auch einige kleinere regional angesiedelte Initiativen, die nach einem Anstoß durch das Projekt eigenständig weiter existierten. Eine davon bildete sich z. B. in der Harzregion, eine andere in der Region Westliches Mecklenburg. Im Folgenden soll etwas ausführlicher auf die Initiative in der Harzregion eingegangen werden. 

Ausgangspunkt ihrer Entstehung waren die 6. Umweltfesttage des Landkreises Nordhausen. Anlässlich eines Grußwortes durch den Projektleiter kamen durch die Vermittlung der Kreis-Amtsleiterin (die zu​gleich Mitglied des Koordinationskreises Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen ist) Kontakte zu entsprechenden Aktiven des Landkreises zustande. Da es auch im Nachbarkreis Wernigerode einige In​ter​essierte gab, kam es zu einem Treffen unter der Schirmherrschaft des Oberbürgermeisters von Wer​nigerode im dortigen Rathaus. Unter dem Stichwort "Weiterführung des Konziliaren Prozesses/Agen​​da 21" wurden, gebündelt unter dem Thema "Gerechtigkeit", gemeinsame Perspektiven beraten. 

Im Rahmen dieses Treffens versammelten sich u.a. Personen, die schon zu DDR-Zeiten im GFS-Pro​zess tätig waren und nach vielen Jahren der Pause wieder aktiv werden wollten: Personen, die heute kommunalpolitisch entweder in der Verwaltung oder in den gewählten Vertretungen tätig sind und aktiv den Agenda 21-Pro​zess in ihrer Region mitgestalten, wie auch Personen, die im kirchlichen Bereich hauptamtlich oder ehrenamtlich tätig sind. Nach einer weiteren Sitzung verständigte sich die Gruppe darauf, regelmäßige Ge​sprächsangebote zu machen und sich mit ihren Themen und Aktivitäten in Kirchgemeinden oder auf regionalen Kirchentagen einzubringen. Der Text "Aufbruch – anders besser leben" sollte dabei zu einer wichtigen Arbeitsgrundlage für die weitere Arbeit werden. Die Initiative hat ihre Arbeit über das Projekt​ende hinaus fortgesetzt.

Wichtig: das Bewusstsein einer gemeinsamen Ethik

Anhand der erwähnten Beispiele im Rahmen der ökumenischen Netze wie auch der einzelnen Initiativen lässt sich aufzeigen, dass die konkreten Formen einer Kooperation zwischen den beiden Prozessen sehr unterschiedlich verlaufen können. Das hängt von den sehr verschiedenen vorgegebenen Strukturen, von den Akteuren sowie von den Zielstellungen und Ausgangspunkten der jeweiligen Gruppen ab. Als entscheidend für eine Zusammenarbeit stellte sich heraus, dass die den Prozessen zugrundeliegende gemeinsame Ethik den Beteiligten bewusst wird und sich entfalten kann: dass sie Menschen inspirieren kann, nach neuen, ungewohnten, zukunftsweisenden Wegen zu suchen, die es ermöglichen, eine neue übergreifende Balance zwischen den einzelnen – mitunter auch konträr zueinander stehenden – ökonomischen, ökologischen und sozialen Interessen herzustellen. Diese neue Denk- und Gestaltungsweise wird sich im konkreten Prozess der unterschiedlichsten Formen bedienen, um möglichst effektiv an der nachhaltigen Entwicklung mitzuwirken.

2. Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK)

Die ACK in Deutschland wurde bereits im März 1948 in Kassel gegründet. Ihr gehörten damals als Gründungsmitglieder die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), 5 evangelische Freikirchen sowie die Alt-Katholische Kirche an. In den Folgejahren vergrößerte sich die ACK, so dass ihr heute 17 Vollmitglieder, darunter auch die Römisch-Katholische Kirche, 4 Gastmitglieder und 3 Beobachter angehören. Die ACK hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins und ist als gemeinnützig anerkannt. Zu ihren Organen und Einrichtungen gehören neben der Mitgliederversammlung und dem Vorstand u.a. auch Ausschüsse, Kommissionen und Arbeitsgruppen der Mitgliederversammlung.

Der Konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung

Die ACK war es, die nach der Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Vancouver (1983) in den beiden Folgejahrzehnten den Konziliaren Prozess in den beiden deutschen Staaten - zunächst getrennt und dann vereinigt - entscheidend vorangebracht hat. Auf den beiden großen deutschen Ökumenischen Versammlungen der 80er Jahre – dem Forum "Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung" 1988 in Stuttgart (Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West) und der Ökumenischen Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung" 1998/1989 in Dresden-Magde​burg-Dresden (DDR) – wurden ent​scheidende Weichen für kirchliches Engagement im nationalen wie auch im internationalen Rahmen ge​stellt. 

In der DDR hatte die Ökumenische Versammlung eine bemerkenswerte gesellschaftliche Sprengkraft angesammelt, die sich dann – Monate später im Herbst 1989 – in der friedlichen Revolution auch schöpferisch entlud. Viele Kirchengemeinden wurden mit ihren Friedensgebeten zum Ausgangspunkt der friedlichen Demonstrationen in den Dörfern und Städten. Etwa ein Viertel der Delegierten kam aus der unabhängigen Friedensbewegung der Basisgruppen, und zahlreiche unter ihnen gehörten im Herbst 1989 zu den führenden Personen der neu entstehenden politischen Bürgerbewegungen und Parteien.

Die Arbeit der Konsultativgruppe nach der Wende 

Einer der wichtigsten Ausschüsse der ACK in der Zeit seit 1989 ist die sog. „Konsultativgruppe“. Ihr gehören u.a. auch drei Personen aus dem Koordinationskreis Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen als Mitglieder an. Dieses operative Gremium führte im Auftrag der Mitgliederversammlung die bereits erwähnte Ökumenische Versammlung der ACK in Erfurt im Juni 1996 durch. 

Nach der Auswertung der Erfurter Versammlung und der 2. Europäischen Ökumenischen Versammlung 1997 in Graz (Österreich) wurde das Mandat der Konsultativgruppe der ACK verlängert mit dem Auftrag einer Fortführung des Konziliaren Prozesses. Für die Weiterarbeit legte die Konsultativgruppe einen umfangreichen The​menplan vor, zu dem folgende Schwerpunkte aus den Themenfeldern des Konziliaren Prozesses gehörten: die Frage der Verschuldung, die Forderung nach ziviler Konfliktregelung sowie die Agenda 21-Problematik. 

Aufgabe der neuen Konsultativgruppe sollte es u.a. sein, die in verschiedenen örtlichen und regionalen Zusammenhängen bereits erprobten Modelle zur Umsetzung der Agenda 21 zu fördern und deren Akzeptanz im kirchlichen Bereich – vor allem aber die Konzepte für die Vermittlung und Umsetzung der Impulse von Erfurt und Graz – zu stärken und dabei die "durchlaufenden Perspektiven für diese Arbeit“ zu berücksichtigen bzw. einzubringen: Dazu zählten u.a. die ökumenische Verpflichtung der Kirchen im Konziliaren Prozess auf die Grundwerte von „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ sowie die Kooperation zwischen den Engagierten aus ökumenischen Netzen und Gruppen einerseits, den Vertretern der "verfassten Kirchen" andererseits. 

Auf der Mitgliederversammlung der ACK im Mai 1998 wurde die Konsultativgruppe erneut beauftragt, den Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung weiter zu begleiten und zu gestalten. Eine wichtige Empfehlung aus den beiden Ökumenischen Versammlungen in Erfurt und Graz (die inhaltlich dicht beieinander lagen) bestand darin, die Kirchen, Gemeinden und Gruppen zu bitten, sich aktiv an der Vorbereitung, Gestaltung und Umsetzung der Lokalen Agenda 21 zu beteiligen. Begründet wurde diese Bitte damit, dass der Konziliare Prozess seine politische Entsprechung in der Agenda 21 finde und damit den Kirchen die Chance gebe, vor Ort zum „Vorbild und Lernort“ für die Themen der Agenda 21 zu werden.

Auf dem Weg zu einer gemeinsamen Konsultation

Nur drei Monate bevor in Erfurt 1996 die erste gesamtdeutsche Ökumenische Versammlung der ACK unter dem Thema "Versöhnung suchen – Leben gewinnen" durchgeführt wurde, hatten sich ebenfalls in Erfurt fast 200 Vertreter der verschiedensten ökumenischen Netze, Gruppen und Initiativen zur Ökumenischen Basisversammlung unter dem Thema "Unser Wirtschaftssystem – wider Gottes Geist?" getroffen. 

Die noch vorhandenen Berührungsängste auf beiden Seiten hatten leider bis zu diesem Zeitpunkt eine gemeinsame Versammlung verhindert. Das sollte sich – so das ausgesprochene Interesse der Ökumenischen Basisgruppen – bei der nächsten größeren Ökumenischen Versammlung in Deutschland nicht wiederholen, zumal man auf gute Erfahrungen der bereits erwähnten Versammlung 1989 in Dresden zurückblicken konnte. Diesen Geist aufnehmend, nahm das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich im Auftrag des Koordinationskreises Kontakt mit der ACK auf und war als Gast bei deren Mitgliederversammlung im Oktober 2001 in Bonn anwesend. In einem ersten Gespräch mit dem Vorstand wurde vereinbart, auf beiden Seiten zu sondieren, unter welchen Bedingungen eine gemeinsam verantwortete Versammlung in den nächsten Jahren durchgeführt werden könnte.

Nach intensiven Beratungen liegt nunmehr eine in der Konsultativgruppe erarbeitete Vorlage vor, im Jahr 2005 gemeinsam eine Konsultation unter dem Thema "Gerechter Frieden in einer gefährdeten Schöpfung" durchzuführen. Ein unmittelbares Anknüpfen an die Ökumenischen Versammlungen von 1996 (Erfurt) und 1997 (Graz) war zwar nicht möglich, doch der von der Mitgliederversammlung beschlossene Arbeitsauftrag für die Konsultativgruppe, "unter dem Fokus Gewalt und Gewaltüberwindung zu einer Bündelung und Verknüpfung der Handlungsfelder des Konziliaren Prozesses beizutragen“, lässt ausreichende inhaltliche Gestaltungsspielräume zu. Der Ratschlag der Ökumenischen Basisgruppen hat zu diesem grundlegenden Konzept bereits seine Zustimmung gegeben. Auch einer Zustimmung der Mitgliederversammlung der ACK steht nichts mehr im Weg, nachdem deren Vorstand dieses Vorhaben bereits befürwortet hat. Allerdings wird es nicht zu einer Neuauflage der Ökumenischen Versammlungen der 90er Jahre kommen – auch wenn sich diese Konsultation genau wie ihre Vorgängerinnen von dem Geist des Konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung inspirieren lassen wird.

Der neue Akzent: Ökumenische Dekade zur Überwindung von Gewalt

Im Jahr 2001 rief der Ökumenische Rat der Kirchen die „Dekade zur Überwindung von Gewalt“ aus, durch die eine folgenreiche Akzentverschiebung des Konziliaren Prozesses bewirkt wurde: Es sind nicht mehr die drei großen Themenbereiche „Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung“, die neben- und miteinander die Tagesordnung bestimmen, sondern der neue Fokus ist die Gewalt in ihrer breiten Fächerung und natürlich deren Überwindung – mit der Folge, dass sich die Entsprechungen zum Agenda 21-Prozess mit seinen drei Säulen nicht mehr so geradlinig wie beim Konziliaren Prozess ausmachen lassen. Daher fallen die diesbezüglichen Empfehlungen von Erfurt und Granz auch nicht mehr auf so fruchtbaren Boden wie noch in den 90er Jahren: Die Bereitschaft, Verantwortung im Kleinen wie im Großen zu übernehmen, kann jedoch in diesem Rahmen auch auf andere Weise wahrgenommen werden.

Vor diesem Hintergrund mussten auch die Verhandlungen für eine gemeinsam verantwortete Konsultation geführt werden. Unter den geschilderten Prämissen ist das Ergebnis der bisherigen Verhandlungen – im Vergleich zu den gescheiterten Versuchen in den 80er und 90er Jahren – ein außerordentlicher Fortschritt und Zugewinn für beide Seiten. Es hat sich inzwischen erfreulicherweise die Einsicht durchgesetzt, dass unterschiedliche Akzentsetzungen und Handlungsweisen zwischen den verfassten Kirchen und den Basisgruppen durchaus auch einen für beide Seiten nützlichen Erkenntnis- und Orientierungsgewinn herbeiführen können. Als das „strukturelle Scharnier“ hat sich die bereits erwähnte Konsultativgruppe in diesem Prozess als ein geeignetes und vertrauensbildendes Element erwiesen.

Entwicklung der Aktivitäten auf regionaler Ebene

Neben den sich entwickelnden Kontakten auf Bundesebene gibt es auch auf der Länderebene mitunter gute Kooperationsmöglichkeiten zwischen der verfassten Kirche und den Basisgruppen. So sind in einzelnen Regionen auch die Empfehlungen von Erfurt und Graz sehr offen aufgenommen worden. In vorbildlicher Weise traf dies auf die Regionale ACK in Baden-Württemberg zu, die z.B. im Jahr 2000 ein Faltblatt mit dem Aufmacher "Lokale Agenda – Eine Einladung an die Kirchen" herausgab. In diesem Blatt ging sie ausdrücklich auf die Empfehlungen von Erfurt und Graz ein und ermunterte Kirchgemeinden, unter den drei Stichworten Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung Ansatzpunkte für eigenes, konkretes Handeln zu finden. Fragen des Lebensstils und des Zusammenlebens spielten dabei ebenso eine Rolle wie praktische Bemühungen um Einsparung von Energie, Wasser und anderen Ressourcen.

Mit diesem Engagement gab die ACK Baden-Württemberg auch anderen regionalen ACKs einen guten Impuls. Auch hier musste jedoch der Hauptakteur dieses Impulses ernüchternd feststellen, dass sich die Resonanz in den normalen Gemeinden zunehmend in Grenzen hält. Aus anderen regionalen ACKs wie z. B. Bayern gibt es ähnliche Beobachtungen. Die Dekade zur Überwindung von Gewalt hat auch hier vor Ort eine Akzentverschiebung bewirkt. Außerdem sind in der Prioritätenliste der Kirchgemeinden momentan noch andere Fragen wie Finanzen und Strukturen so wesentlich, dass durch ihre Behandlung ein Großteil der  Energie der verantwortlichen Mitarbeiter absorbiert wird – und auch die aktiven Gemeindeglieder für Fragen des Agenda 21-Prozesses weniger ansprechbar sind.

3. Verfasste Kirchen und kirchliche Einrichtungen

Eine wichtige Aufgabe des Projekts Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich bestand darin, Ansprechpartner im kirchlichen Bereich über das Anliegen der Nachhaltigen Entwicklung zu informieren und zu beraten. Die Information über die Existenz des Projektbüros und seines Anliegens erfolgte über die bekannten bundesweiten Publikationen wie den Ökumenischen Informationsdienst und die Zeitschrift PublikForum, über zahlreiche bundesweite Informationsblätter kirchlicher Einrichtungen und Initiativen, über regionale Zeitschriften der Ökumenischen Netze sowie durch die Verteilung eines Info-Flyers auf vielen kirchlichen Veranstaltungen wie Synoden, regionalen Kirchentagen, Jahrestreffen der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, Akademie- und anderen Tagungen, auf Zusammenkünften von Arbeitsgruppen wie etwa dem Arbeitskreis der Umweltbeauftragten. 

Im Folgenden sollen die wichtigsten Umsetzungen des Projektziels kurz vorgestellt werden, um anhand ihrer aufzuzeigen, wie die Realisierungsmöglichkeiten im Einzelnen aussahen, wo es zu guten Ergebnissen kam – aber auch, wo bestimmte Faktoren, Umstände und Verhältnisse diese Umsetzung erschwerten oder gar verhinderten. 

Zunächst wurde eruiert, wo es mögliche Ansatzpunkte für das Projektanliegen gab. Es stellte sich sehr schnell heraus, dass die Agenda-Transferstellen der einzelnen Bundesländer über den umfassendsten Überblick auch über kirchliche Aktivitäten im Agenda 21-Prozess verfügten. Nach Herstellung erster Kontakte zu den jeweiligen Leitern dieser Stellen wurde das Projektbüro zu den regelmäßigen bundesweiten AG-Treffen der Länder-Transfer-Stellen im „Gaststatus“ regelmäßig eingeladen. Diese Arbeitsgruppe wurde im Laufe des Berichtzeitraums ein wichtiger Ansprechpartner für das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich. Schon früh entwickelte sich besonders zur Transferstelle in Bonn ein besonders intensives Arbeitsverhältnis: Hier war bereits 2001 ein überregio​naler Informationsstand erkennbar, der dann folgerichtig dazu führte, dass diese Stelle im Sommer 2002 zu einer bundesweiten Servicestelle für den Lokalen Agenda 21-Prozess ausgebaut wurde.

Aus dem umfassenden Angebot an Orten und Regionen, in denen die Projektidee hätte vorangebracht und vertieft werden können, wählte das Projekt einige aus, in denen exemplarisch praktische Modelle entwickelt werden sollten. Wichtig war dabei die Zusammenarbeit zwischen der Landes-Agenda-Transfer​stelle, den Vertretern der Kirche (zu denen in der Regel der Umweltbeauftragte oder der Vertreter einer kirchlichen Einrichtung gehörten), den Agenda 21-Vertreter/innen vor Ort und Vertreter/innen aus dem politischen Bereich. Der Einstieg in die einzelnen Vorhaben war sehr unterschiedlich, wie in den folgenden Beispielen unschwer zu erkennen ist. In jedem Falle aber war es für die Vorbereitung und Umsetzung der Projekte wichtig, möglichst viele unterschiedliche Akteure an einen Tisch zu bekommen.

Praxisbeispiele in einzelnen Bundesländern

In folgenden Bundesländern nahm das Projektbüro intensiven Kontakt zu Kirchen oder kirchlichen Einrichtungen auf: Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Thüringen, NRW, Baden-Württemberg und Bayern.

Schleswig-Holstein: Gesprächsforum als Baustein der Nachhaltigkeitsstrategie

Der erste Kontakt nach Schleswig-Holstein (SH) kam bei einer Tagung des Forum Umwelt und Entwicklung zur Vorbereitung der bundesweiten Kampagne „Rio+10“ in Bad Honnef über die Regionalsprecherin des Bündnisses Entwicklungspolitischer Initiativen (B.E.I.) aus Nordfriesland zustande. Durch sie erhielt das Projekt detaillierte Informationen über die Situation in SH und über Möglichkeiten zur Durchführung einer Tagung zum Projektthema. Über weitere Kontakte zur Koordinatorin der Landes-Agenda-Transfer​stelle, zur Promotorin von B.E.I. sowie zu einem Mitarbeiter des Nordelbischen Missionszentrums im Christian-Jensen-Kolleg in Breklum kam es zu einer ersten Besprechung im Breklumer Kolleg, an deren Ende eine gemeinsame Tagung im Jahr 2002 über Möglichkeiten einer besseren Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und Agenda 21-Akteuren verabredet wurde. 

Im Lauf der Vorbereitungsgespräche wurden weitere Akteure wie z.B. der kirchliche Umweltbeauftragte mit einbezogen. Am 3./4. Mai 2002 wurde dann in Breklum ein „Gesprächsforum Lokale Agenda 21“ für haupt- und ehrenamtlich Tätige im Bereich der Lokalen Agenda 21 für die Euroregion „Schleswig-Holstein und südliches Dänemark“ durchgeführt. Veranstalter dieses Gesprächsforums waren die Nord​elbische Kirche, das Eine-Welt-Agenda-Büro, das Christian Jensen-Kolleg und das Nordelbische Missionszentrum in Zusammenarbeit mit dem Projektbüro für Nachhaltigkeitsstrategien (Berlin). Ziel des Forums war es, genauer zu ergründen, wie die Agenda 21-Projekte in den verschiedenen Kommunen in Schleswig-Holstein und im südlichen Dänemark politisch durchgesetzt und vermittelt wurden, ob und wie Kirchgemeinden und Kommunen bei Agenden und im "Konziliaren Prozess" zusammen arbeiten, wie diese Prozesse ablaufen, welche Handlungsfelder bearbeitet werden (bzw. welche nicht) und wie neue Impulse für die Lokale-Agenda-Arbeit und die sich entwickelnde "Landesnachhaltigkeitsstrategie" gegeben werden können.

Zu diesem Forum kamen Teilnehmer/innen aus Schleswig-Holstein, aus Dänemark und aus den Niederlanden. Bis dato hatte es zu dieser Thematik noch keine Konferenz gegeben, die so breit angelegt und mit so unterschiedlichen Teilnehmern besetzt war. Es konnten Kommunikationsbrücken gebaut, weitere Verabredungen getroffen und gemeinsame Perspektiven entwickelt werden. Am Ende wurden folgende Ergebnisse in 8 Punkten für die Weiterarbeit festgehalten: 

- Das „Fußabdruck-Modell“ (das von einem Niederländer vorgetragen wurde) muss erweitert werden.

- Die Gesamtsynode soll eine Themensynode unter dem Thema „Umwelt und Entwicklung“ durchführen.

- Das "Kleine-Erde-Projekt" soll auch in SH eingeführt werden.

- Es soll eine Projektbörse eingerichtet werden.

- Im kirchlichen Bereich sollen Multiplikatorenseminare durchgeführt werden.

- Die internationale Dimension soll in diesem gemeinsamen Prozess verstärkt werden.

- Es soll größerer Wert auf nachhaltige Bildung in den Kirchen gelegt werden.

- In Zukunft sollen die kirchlichen und die kommunalen Probleme stärker miteinander verknüpft werden. 

Das Forum wurde in seiner engagierten Durchführung und mit den erreichten Ergebnissen zu einem wichtigen Baustein für den Aufbau und die Umsetzung einer Nachhaltigkeitsstrategie in SH.

Mecklenburg-Vorpommern: Seminar als Plattform des nachhaltigen Dialogs

In diesem Bundesland gab es nach der Wende 1989/90 – aufgrund bestimmter personeller Konstellationen – immer recht gute Kontakte zwischen der politischen und der kirchlichen Ebene. So kommt der Lei​ter des Projekts Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich aus diesem Bundesland, war dort jahrelang als kirchlicher Mitarbeiter in der mecklenburgischen Landeskirche, speziell auch im Konziliaren Prozess tätig, war nach der Wende über mehrere Jahre in der Landes- und Kommu​nalpolitik aktiv, verfügte über Erfahrungen im Aufbau der Lokalen Agenda 21 und hatte auf diese Weise intensiven Kontakt zu den verschiedensten gesellschaftlichen und politischen Bereichen. Begünstigt durch diese Umstände, konnten auch Kontakte zwischen der Arbeitsgruppe Frieden der Ev. Landeskirche und Vertretern aus Politik und Verwaltung auf Landesebene problemlos geknüpft werden.

Der Synodalausschuss für Frieden, Umwelt und Gerechtigkeit der Ev.-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und die Fachstelle Umwelt und Entwicklung beim kirchlichen Forschungsheim Wittenberg führten im Oktober 2001 in Güstrow ein Seminar unter dem Thema „Nachhaltigkeit: Neuer Schaum oder neuer Schub? Oder: Ist die Agenda 21 die Fortsetzung des Konziliaren Prozesses im 21. Jahrhundert?" durch. Eingeladen waren Synodale der Kirchen, ehren- und hauptamtliche Mitarbeiter in den Gruppen, Kirchen und Kommunen, Mitglieder der Arbeitsgruppe Frieden, Interessierte für Umwelt- und Entwicklungsfragen sowie die allgemein interessierte Öffentlichkeit. Als Gesprächspartner waren zusätzlich eingeladen der Umweltminister von Mecklenburg-Vorpommern (der für den Agenda 21-Prozess im Land verantwortlich ist) sowie das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich. 

Das Seminar sollte eine Plattform für Dialog und Diskussion sein. Förderungen seitens des Landes und der Kirchen sowie Forderungen an Land und Kirchen sollten ausgetauscht werden. Das Seminar wollte nachfragen, welche Strategien noch zeitgemäß sind und was Kirchen, engagierte Gruppen und das Land im Umfeld der Agenda 21 verbindet. Die Resonanz auf die Einladung war eher verhalten. Dennoch ergab sich eine intensive Diskussion, im Rahmen derer der Umweltminister offensiv an die Christen appellierte, sich aus Verantwortung für diese Welt aktiv in die notwendigen gesellschaftlichen Prozesse einzumischen und an den notwendigen Veränderungen der gegenwärtigen Verhältnisse in Sinne einer nachhaltigen Entwicklung mitzuwirken. Am Schluss des Seminars wurde eine Verabredung getroffen, sich in einem ähnlich zusammengesetzten Kreis wieder zu treffen und an den offenen Fragen weiter zu arbeiten.

Nach einigen Terminverschiebungen (aufgrund von Wahlen und anderen Ereignissen) wurde das Gesprächsforum über „Chancen des Konziliaren Prozesses und der Lokalen Agenda im 21. Jahrhundert“ Anfang 2003 zusammen mit dem Umweltminister fortgesetzt. Der thematische Schwerpunkt dieses Gesprächsforums hieß: "Anders besser leben – Einkaufen verändert die Welt." An dieser Gesprächsrunde nahmen u.a. Gesprächspartner/innen aus den Bereichen Fairer Handel, Ökologischer Landbau, Verbraucher​schutz, Einzelhandel, Agenda 21 teil. Es wurde erörtert, wie es zu Veränderungen des Verhaltens bei den Verbraucher/innen kommt und wie eine entsprechende Bewegung zustande kommen kann. Das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich stellte in diesem Zusammenhang auch die Initiative "Aufbruch – anders besser leben" vor. Das Forum soll über diese beiden Zusammenkünfte hinaus fortgesetzt werden.

Sachsen: Trotz vielfältiger Aktivitäten wenig Interesse an gemeinsamen Prozessen

Sehr viel schwieriger gestalteten sich die Bemühungen in Sachsen. Anlass zur Hoffnung bot zunächst eine Tagungsankündigung im Veranstaltungsprogramm 2001 der Sächsischen Landesstiftung Natur und Umwelt unter der Überschrift „Die Beteiligung der Kirchen im Agendaprozess“. In der inhaltlichen Ankündigung hieß es u.a.: "Die Entwicklung Lokaler und Regionaler Agenden 21 in Sachsen kann durch die Mitwirkung der beiden großen Konfessionen wesentlich befördert werden ... Den katholischen und evangelischen Kirchgemeinden kommt dabei eine besondere Rolle zu: Vertreter der Konfessionen sind Multiplikatoren im Agenda 21-Prozess und sie sind zunehmend auch Agierende. Zusammen mit dem Bischöflichen Ordinariat des Bistums Dresden-Meißen wollen wir während des Workshops Möglichkeiten und Wege aufzeigen, die die Entwicklung von Kompetenzen zur Gestaltung der Zukunft ermöglichen und nachhaltig beitragen, die Schöpfung zu bewahren."
Zielgruppe dieses Workshops waren Vertreter/innen der katholischen und evangelischen Kirche, Koordinatoren und Akteure im Agenda-Prozess sowie Interessierte. Leider musste dieser Workshop jedoch aus Mangel an Teilnehmer/innen ersatzlos abgesagt werden. Auch die weiteren Bemühungen des Projektbüros mit den beiden Umweltbeauftragten der katholischen und der evangelischen Kirche in Sachsen sowie nochmalige Versuche direkt in der Großstadt Leipzig führten zu keinem durchschlagenden Erfolg, so dass die Aktivitäten in diesem Bundesland zunächst eingestellt werden mussten. 

Festzustellen ist allerdings, dass es in Sachsen auch in vielen Kirchgemeinden durchaus Aktivitäten im Sinne der Nachhaltigkeit gibt. Diese bewegen sich jedoch unabhängig von den vorgeformten Strukturen der sich im Konziliaren Prozess annähernden bzw. miteinander verbindenden Prozesse.

Thüringen: Kirche greift Angebot zur Zusammenarbeit nicht auf

In Thüringen ergriff die Landessynode der Ev.-Luth. Landeskirche die Initiative, den Konziliaren Prozess und den Agenda 21-Prozess miteinander zu verbinden. Auf ihrer Tagung im März/April 2001 fasste sie folgenden Beschluss: "Die Synode der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen bittet die Kirchgemeinden, sich an den lokalen Agenda 21-Prozessen aktiv zu beteiligen und dort vor dem Hintergrund der christlichen Erwartung eines ‚neuen Himmels und einer neuen Erde’ Projekte der Sozial-, Umwelt- und Entwicklungsarbeit in den Kommunen mit voranzutreiben." 

In der Begründung heißt es unter anderem: "Aus kirchlicher Sicht kann die Lokale Agenda 21als säkularer Konziliarer Prozess bezeichnet werden. Im Kern geht es bei der Lokalen Agenda 21 um die Durchsetzung von ausgleichender Gerechtigkeit zwischen Starken und Schwachen ('Option für die Armen') sowie zwischen den heute lebenden und zukünftigen Generationen...Die Kirchgemeinden können bei dem Engagement in den Lokalen Agenda 21-Prozessen einen 'anwaltlichen Schwerpunkt' setzen und dafür Sorge tragen, dass bestimmte Themen und Belange von Bevölkerungsgruppen, die kaum über eine Lobby verfügen (Kinder, Sozialhilfeempfänger u.a.) im Agenda-Prozess behandelt werden. Eine moderierende Funktion wahrnehmen: Kirche als akzeptierte und nicht vereinnahmte Institution kann dafür Sorge tragen, dass der Agenda-Prozess nicht von der fachlichen Elite dominiert wird."

Um diesen Beschluss – möglichst mit Unterstützung der kommunalen Vertretungen – umsetzen zu können, arrangierte das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich in Zusammenarbeit mit der Gemeinsamen Transferstelle zur Lokalen Agenda 21 (GET Agenda 21) ein Arbeitsgespräch auf Landesebene mit Vertreter/innen der Ev.-Luth. Landeskirche Thüringen, des Thüringer Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt sowie den Agenda-Beauftragten, um Kooperationsmöglichkeiten zwischen den verschiedenen Partnern zu erkunden. Nach einem intensiven Gespräch bot die GET Agenda 21 an, die Planung und Organisation einer gemeinsamen Veranstaltung mit den Thema "Kirche und Agenda 21" zu übernehmen. Dieses Angebot wurde nach den bisherigen Informationen von Seiten der Kirche leider nicht aufgegriffen bzw. angenommen. Damit wurde eine interessante Möglichkeit, den Synodalbeschluss mit Hilfe einer kompetenten Institution umzusetzen, vertan. Dies ist insofern umso bedauerlicher, als es in zahlreichen Thüringer Gemeinden ausgeprägte Agenda 21-Aktivitäten gibt.
Baden-Württemberg: Zahlreiche kirchliche Aktivitäten, allerdings oft nicht als Lokale Agenda 21

In diesem Bundesland liegt eine interessante und ergiebige Arbeitsstruktur vor, die sich der Zusammenführung der kirchlichen und nicht-kirchlichen Prozesse auf eine in Deutschland nicht vergleichbare Weise angenommen hat: In der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) in Baden-Württemberg sind die Kirchen aller Konfessionen sowie auch ein Vertreter des Netzes der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen vertreten. Ihr Arbeitsgebiet entspricht den Grenzen des Bundeslandes, was sonst für kirchliche Strukturen in der Regel nur selten zutrifft. Darüber hinaus gibt es in der ACK einen Umweltbeauftragten, der das Thema Nachhaltigkeit engagiert verfolgt und umzusetzen versucht. 

Für zwei Jahre (1998-2000) wurde darüber hinaus eine gesonderte Stelle im Fachbereich Umweltarbeit der Ev. Landeskirche von Württemberg eingerichtet, deren inhaltlicher Schwerpunkt die eng miteinander verbundenen Themenbereiche "Nachhaltige Entwicklung" und "Lokale Agenda 21" waren: Nachhaltige Entwicklung wird dabei als ein implizites moralisches Prinzip kirchlichen Engagements in der Welt – z.B. im Zusammenhang mit der Schöpfungsbewahrung oder in der Kontinuität des Konziliaren Prozesses – aufgefasst, das zugleich ein grundlegender Wert- und Orientierungsbegriff der Lokalen Agenda 21 ist. 

In dieser Zeit wurde auch eine Informationsbroschüre der ACK mit dem Titel "LA 21 – eine Einladung auch an die Kirchen" veröffentlicht: Sie steht allen Kirchgemeinden und kirchlichen Institutionen als kurze Erstinformation über die LA 21 zur Verfügung, nennt Beispiele kirchlichen Engagements sowie Kontakte und verweist auch auf die spirituelle Dimension dieses Engagements. In einem Erfahrungsbericht über die zweijährige Arbeitszeit der Stelle heißt es u.a.: Zahlreiche Kirchgemeinden und kirchliche Einrichtungen befassen sich mit "agendarelevanten Aktivitäten, die allerdings nicht unter dem Label LA 21 laufen und eher selten in kommunale Agenda-Prozesse eingebunden sind. Knappe Zeitbudgets, z.T. negative Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung, aber auch Angst vor Veränderung und Instrumentalisierung u.a. sind Faktoren, die einer Verbreitung des Themas im kirchlichen Bereich hinderlich sind. Hauptamtliche werden von ihrem ‚Alltagsgeschäft’ absorbiert, aktive Ehrenamtliche sind bereits eingebunden und fühlen sich durch die mit der LA 21 verbundenen Vernetzungsarbeit zeitlich und/oder inhaltlich überfordert... Eine geplante prozessbegleitende Förderung und Unterstützung von Kirchgemeinden bei der Bestandsaufnahme, Erstellung und Umsetzung konkreter Handlungspläne für eine organisierte Mitarbeit bei der lokalen Agenda kam nicht zustande.“ 
Eine Fortsetzung der Arbeit dieser Stelle war nicht möglich, da die Mittel zur weiteren Finanzierung fehlten. Bei einer Umfrage des Agendabüros des Bundeslandes wurde festgestellt, dass sich in jeder achten von denjenigen Kommunen, die einen Agenda 21-Beschluss haben, Kirchgemeinden am Lokale Agenda 21-Prozess beteiligen. Aber auch hier muss festgehalten werden, dass es darüber hinaus sehr viele außerordentlich erfolgreiche kirchliche Aktivitäten im sozialen und entwicklungspolitischen Bereich (u.a. Eine-Welt-Läden) gibt, die sich intensiv für eine nachhaltige Entwicklung einsetzen, ohne förmlich in einem Lokalen Agenda 21-Prozess eingebunden zu sein.

Nordrhein-Westfalen: „Der Agendaprozess ist unvollständig ohne Beteiligung der Kirchen“

Die meisten einschlägigen Aktivitäten im kirchlichen Bereich fand das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich in NRW vor. Hier sind es vor allem zwei Stellen, die die kirch​lichen Aktivitäten im Agendaprozess auf lokaler und Landesebene voranbrachten: Das „Institut für Kirche und Gesellschaft“ der Evangelischen Kirche von Westfalen und das „Amt für Sozialethik, KDA und Ökologie“ der Evangelischen Kirche im Rheinland. Schon 1998 brachten sie eine Arbeitshilfe zur Agenda-Arbeit für Kirchenkreise, Kirchgemeinden, Gruppen und Initiativen unter der Überschrift "Lokale Agenda 21 - Zukunftsfähige Gemeinde" heraus. Der Leiter des Instituts für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen, der gleichzeitig Umweltbeauftragter der Landeskirche ist, gehört zu den Aktivisten des kommunalen Agendaprozesses.

Auf einer Tagung "Agendalust statt Agendafrust" im März 2001 in Schwerte/Westfalen wurde u.a. das beachtenswerte Handbuch "Agenda 21 – acht Schritte zur zukunftsfähigen Kommune" als Gemein​schafts​​projekt des besagten Instituts, des DGB-Bildungswerks und des Landesverbands der Volkshoch​schulen von NRW vorgestellt. Darin ist ein ganzes Kapitel unter der Überschrift "Agenda 21 – eine Herausforderung für das Handeln der Kirchen?" der Zusammenarbeit mit den kirchlichen Gemeinden gewidmet. Einleitend heißt es dort: "Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung – so lauten die Kernbegriffe des Konziliaren Prozesses. Sie bestimmen auch den ‚Geist’ der Agenda 21. Dahinter steht die Vision einer Weltgesellschaft, die das ‚Recht des Stärkeren’ zugunsten eines gelingenden Lebens abgeschafft hat: in Solidarität mit Schwachen und Benachteiligten, der Mitwelt und zukünftigen Generationen. Vor diesem Hintergrund ist die kirchliche Mitarbeit an der Entwicklung und Umsetzung einer Lokalen Agenda von großer Bedeutung. Sie bietet die Chance, als ‚Christengemeinde’ an der zukünftigen Gestaltung der ‚Bürgergemeinde’ mitzuwirken, was letztlich bedeutet: Gemeinsam mit nichtkirchlichen Gruppen, Verbänden und Initiativen, mit Vertreter/innen von Kommunen und der Arbeitswelt ‚der Stadt Bestes’ zu suchen.“ 

In diesem Handbuch wird auch beschrieben, wie die konkrete kirchliche Mitarbeit aussehen könnte. Dabei werden vier Bereiche besonders angesprochen: 

- die Mitarbeit in Arbeitskreisen und Foren einer Lokalen Agenda 21; 

- die Stärkung der Öffentlichkeitsbeteiligung/die Unterstützung von so genannten "Randgruppen- und Randthemen" im Agendaprozess; 

- die Initiierung von Agendaprozessen/die Moderation von Teilbereichen der Lokalen Agenda; 

- die konstruktiv-kritische Begleitung des Agendaprozesses. 

Im Rahmen besagter Tagung gab es u.a. eine Arbeitsgruppe zum Thema "Suchet der Stadt ihr Bestes - Kirche und Lokale Agenda 21", in der drei Kirchgemeinden ihre sehr unterschiedlichen Aktivitäten vorstellten. Nach einem intensiven Austausch über Hemmnisse und Chancen im Agendaprozess wurde als zentrale Aufgabe der Kirchen festgehalten, ethische Grundsätze im Agendaprozess zu vertreten. Dazu gehöre als ein unverzichtbarer ethischer Leitwert "Option für die Armen". Die Gruppe einigte sich auf den folgenden Satz als Motto: Der Agendaprozess ist unvollständig ohne Beteiligung der Kirchen!

Durch diese Arbeitsgruppe inmitten säkularer Themenbereiche wurde deutlich, dass Christen und Kirchen in einer sinnvollen Kooperation durchaus ihren Teil zum Gelingen des Ganzen beitragen können – und auch sollen, damit der Agenda 21-Prozess vollständiger wird. An den Kirchen sollte dieser Versuch der Vollständigkeit wenigstens nicht scheitern. Eine weitere Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen dem Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich und dem Land NRW bzw. bestimmten aktiven Kirchgemeinden ist sicher angeraten – allerdings gibt es gerade in NRW eine Reihe hochkompetenter Fachleute, die selbst informieren und beraten können.

Bayern: Kirchliche Clearingstelle als Versuch, „der Zukunft eine Heimat zu geben“ 

In Bayern sind wichtige Impulse von der katholischen Kirche ausgegangen, insbesondere durch die Clearingstelle Kirche und Umwelt, die 1998 als ein Gemeinschaftsprodukt der Kommission VI der Deutschen Bischofskonferenz und der Philosophisch-Theologischen Hochschule der Salesianer Don Boscos in Benediktbeuern eingerichtet wurde. Der Leiter dieser Stelle, der zugleich Sozialethik an der dortigen Hochschule lehrt, hat mit seinem außerordentlichen Engagement die Verknüpfung der beiden Prozesse auf der praktischen sowie auf der theoretischen Ebene vorangetrieben. Davon legt sein Buch "Der Zukunft Heimat geben - Pfarrgemeinden im Agenda 21-Prozess" beredtes Zeugnis ab. 

In Zusammenarbeit mit den Umweltbeauftragten der bayrischen Diözesen, dem Landeskomitee der Katholiken in Bayern, dem Bayrischen Landesverband des Katholischen Deutschen Frauenbundes, den Bayrischen Diözesanstellen Mission, Entwicklung, Frieden sowie dem Bischöflichen Hilfswerk Misereor lädt diese Arbeitshilfe dazu ein, sich in den Agenda-21-Prozess einzubringen, nicht zuletzt um damit erfolgreicher die vorhandenen Kräfte zu bündeln. Im Geleitwort heißt es dazu: "Diese Zusammenführung der Kräfte ist heute nötiger denn je. Vom konkreten Wortsinn her gesehen, suchen sie den Konsens der Vernunft des Haushaltens (Öko-logie), mit den Regeln des Wirtschaftens (Öko-nomie) in Verbindung mit den berechtigten persönlichen und gesellschaftlichen Lebenserwartungen (Soziales)." Der Autor geht den Fragen nach, was die Kirche zur Nachhaltigkeit beitragen kann und wie die Pfarrgemeinden im Agenda-21-Prozess aktiv werden können. Anhand verschiedener Erfahrungsberichte gibt er einen guten Einblick in das, was zu verschiedenen Themen in diesem Feld bereits auf den Weg gebracht worden ist. 

Einen zentralen Ort bei der kirchlichen Mitwirkung im Agenda-Prozess nimmt die ethisch-religiöse Dimension der Nachhaltigkeit ein. Die integrale Sichtweite des Nachhaltigkeitskonzeptes entspricht zutiefst dem Ansatz christlicher Schöpfungsverantwortung. Darin liegt wohl auch der Grund dafür, dass Christen einen nicht unerheblichen Beitrag zur Entwicklung des Leitbildes nachhaltiger Entwicklung geleistet haben. Vor allem der ökumenische Konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung (GFS) war ein wichtiger Wegbereiter der Nachhaltigkeitsidee. In diesem Zusammenhang wird nicht zufällig noch einmal auf die Empfehlungen der Zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung in Graz von 1997 hingewiesen, die den Kirchen ausdrücklich empfiehlt, sich dem Agenda-21-Prozess anzuschließen und ihn mit dem GFS-Prozess zu verbinden. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch das Einüben neuer, nachhaltiger Lebensstile und die Entfaltung einer Schöpfungsspiritualität. Eine wirkliche Reform von Wirtschaft und Politik wird ohne einen Gesinnungswandel hinsichtlich der Wohlstandsvorstellungen und der Lebensstile erfolglos bleiben. Insofern ist ein nachhaltiger Lebensstil quasi das Eingangsportal in eine nachhaltige Entwicklung – und muss von jedem einzelnen Akteur auch ganz persönlich gewollt und angestrebt werden. Das Projekt Umsetzung von Nachhal​tig​keits​strategien im kirchlichen Bereich konnte sich über die Clearingstelle mit den vielen Aktivitäten in Bayern vertraut machen und von dort viele Anregungen für seine bundesweite Arbeit erhalten. 

Resümee

In einem ersten Resümee der kirchlichen Agenda 21-Arbeit können folgende Punkte festgehalten werden:

1. Gute Ergebnisse sind immer dort anzutreffen, wo es eine kirchliche Einrichtung gibt, die im offiziellen Auftrag der Entscheidungsgremien einer Zusammenführung beider Prozesse zielgerichtet nachgehen kann und auch mit den entsprechenden personellen und finanziellen Ressourcen ausgestattet ist.

2. Es ist ein deutliches Gefälle zwischen ost- und westdeutschen Bundesländern festzustellen. Dies hängt vor allem auch mit den unterschiedlichen Erfahrungen von Bürgergemeinde und Christen​gemeinde in den letzten 50 Jahren zusammen. Ein Vergleich z.B. zwischen Sachsen und Bayern würde diesbezüglich zu sehr interessanten Erkenntnissen führen. Da das Leben der Kirchgemeinden in der DDR sich in der Regel im Konflikt mit der politischen Gemeinde vollzog, haben sich über 40 Jahre lang Verhaltensweisen der Distanz, des Misstrauens und der Abgrenzung herausgebildet, die nicht so schnell überwunden werden können, selbst wenn sich die politischen Verhältnisse seit der friedlichen Revolution von 1989 grundlegend geändert haben.

3. Der Erfolg eines Prozesses hängt entscheidend davon ab, ob es Personen gibt, die auf beiden Ebenen gleichzeitig tätig sind. Sie bilden quasi als Kommunikationsbrücke die Verbindung zwischen beiden.

4. Ein weiterer Punkt für gute Erfolgsaussichten ist ein in der Kirchgemeinde verankertes Bewusstsein für politische Diakonie, d.h. die gewachsene Bereitschaft, Weltverantwortung im Kleinen wie im Großen wahrzunehmen.

5. Synodalbeschlüsse sowie Hinweise auf und das Zitieren von Konferenzbeschlüssen auf nationaler oder internationaler Ebene sind relativ wirkungslos, wenn für ihre Umsetzung nicht eine konkrete innerkirchliche Infrastruktur geschaffen sowie ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. Das gilt vergleichsweise genauso für die politischen kommunalen Strukturen.

6. Ein weiteres Handicap ist die Tatsache, dass der in den 80er und 90er Jahren höchst aktive Konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung mittlerweile im Arbeitsalltag vieler Kirchgemeinden in die Ferne gerückt ist, weil häufig drängende Finanz- und Strukturfragen das geistliche Leben lähmen und den nötigen Blick über die Kirchenmauern verstellen.

7. Mit dem Ausrufen der „Dekade zur Überwindung von Gewalt“ durch den Ökumenischen Rat der Kirchen 2002, der auch von den Kirchen in Deutschland adaptiert worden ist, hat es im öffentlichen Bewusstsein der Kirchen eine Schwerpunktverlagerung gegeben, die diese Dekade als eine legitime Fortsetzung und Konkretisierung des Konziliaren Prozesses versteht. Mit der Veränderung des Vokabulars sind aber auch gewichtige Veränderungen in der konkreten Arbeit vollzogen worden. Es hat sich eine Verlagerung von der Weltverantwortung hin zur konkreten Verantwortung vor Ort vollzogen, die auch ohne den globalen Kontext wahrgenommen werden kann, aber im Endeffekt zu einer gewissen Entpolitisierung führt.

8. Schließlich wird auch durch zunehmende Verunsicherung auf kommunaler Ebene über die politische Effizienz der Agenda 21-Prozesse das Interesse an einer Zusammenarbeit mit den Akteuren des Lokalen Agenda 21-Prozesses nicht gerade gefördert. Aus all dem folgt, dass es wichtig wäre, über den gesamten Komplex eine fundiertere Untersuchung vorzunehmen – um darauf aufbauend zu überlegen, wie die weitere Perspektive für den Fortgang dieser Vernetzungsarbeit aussehen könnte.

4. Das Erd-Charta-Projekt

Als die Weltkommission der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1987 ihren Abschlussbericht, den sog. Brundtland-Bericht vorlegte, schlug sie schon damals eine „Charta der Erde“ vor, die die Fragen von Umwelt und Entwicklung stärker miteinander vernetzen sollte. Die Zielvorstellungen einer nachhaltigen Entwicklung wurden in diesem Bericht weit über den internen Kreis von Fachleuten hinaus öffentlich gemacht – und schließlich zum führenden Leitbild aller weiteren Weltkonferenzen über Rio de Janeiro 1992 bis Johannesburg 2002. 

Um einen grundlegenden und verbindlichen ethischen Rahmen für verschiedene Aufgaben und Anliegen herzustellen, bedurfte es einer gemeinsam erstellten und von allen akzeptierten Konsenserklärung. In der Erd-Charta sollte dieser Konsens zusammengefasst und auf der UN-Konferenz in Rio beschlossen werden. Dazu kam es jedoch nicht, weil es noch zu viele inhaltliche Streitpunke gab und vor allem die Gruppen aus den Entwicklungsländern sich nicht ausreichend repräsentiert sahen.

Trotz dieses Rückschlags in Rio fanden sich einige Jahre später – unter Federführung des "Rats der Er​de" und des "Internationalen Grünen Kreuzes" sowie unterstützt von der niederländischen Regierung – erneut verschiedene Institutionen und Gruppen weltweit zusammen, um einen weiteren Anlauf zu wagen. So entstand nach jahrelanger intensiver Diskussion eine neue abschließende Fassung der Erd-Charta, die im Jahre 2000 in Den Haag veröffentlicht wurde und auch recht schnell weltweite Ver​breitung fand. 

Das Ziel dieser erneuten Bemühungen war es, die Erd-Charta im Jahre 2002 auf die Tagesordnung des "Weltgipfels zur Nachhaltigen Entwicklung" in Johannesburg zu setzen, damit sie dort angenommen und bestätigt würde. Bedauerlicherweise ist es nicht zu der gewünschten Bestätigung gekommen: Nach wie vor gab es zu viele Vorbehalte, die man nicht ausräumen konnte oder wollte. Damit wurde aber auch er​kennbar, dass viele Vertreter aus Politik und Wirtschaft zwar bereit sind, ein Lippenbekenntnis zur nachhaltigen Entwicklung abzugeben, jedoch deshalb noch lange nicht willens sind, dies auch in ihrer Alltagspraxis zielstrebig umzusetzen. Die 10 Jahre von Rio bis Johannesburg gleichen weitgehend einem Offenbarungseid für dieses schizophrene Verhalten.

Da es aber – so jedenfalls die Einschätzung der ökumenischen Bewegung – langfristig keine zukunftsfähige Alternative zu einer nachhaltigen Entwicklung gibt, muss der Einsatz für eine zunehmende Akzeptanz der Ideen und Vorstellungen, wie sie in der Erd-Charta zusammengetragen wurden, mit aller Beharrlichkeit und Entschiedenheit fortgesetzt werden, um diese Schizophrenie zu beenden. Dabei kristallisiert sich immer stärker heraus, dass eine grundlegende Veränderung der Wirtschafts- und Lebensweise nicht allein mit ordnungspolitischen Instrumenten auf den Weg gebracht werden kann: Damit einhergehen muss auch eine grundlegende Veränderung menschlicher Gewohnheiten und menschlichen Verhaltens. Ohne eine Besinnung auf ethische Grundwerte – und daraus folgernd neue Grundeinstellungen und neue Verhaltensnormen – wird es nicht zu dem notwendigen Paradigmenwechsel kommen können.

Es ist gewiss ein Verdienst all derer, die an der Erstellung der Erd-Charta mitarbeiteten, in einem jahrelangen, kultur- und religionsübergreifenden weltweiten Dialog eine solche ethische Basiserklärung zustande gebracht zu haben. Die Erklärung versteht sich als eine inspirierende Vision grundlegender ethischer Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung. Die Autoren möchten erreichen, dass die Erd-Charta ein verbindlicher „Vertrag der Völker“ auf der ganzen Welt wird, vergleichbar mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Einer der Mitautoren der Erd-Charta, der lateinamerikanische Theologe Leonardo Boff, schrieb über sie: "Sie ist ohne Zweifel der überlegenste, universalste und eleganteste Entwurf einer Weltethik, den es bisher gegeben hat. Sollte die Charta der Erde eines Tages mit universaler Verbindlichkeit angenommen werden, so wird sie den Bewusstseinsstand der Menschheit verändern."
An diesem Dialog hat sich auch das Projekt Umsetzung von Nachhal​tigkeits​strategien im kirchlichen Bereich – entsprechend seiner zentralen Aufgabe, Nachhaltigkeitsstrategien umzusetzen – beteiligt. Es galt, die in der allgemeinen Diskussion oft sträflich vernachlässigten ethischen und kulturellen Aspekte konsequent in die bundesdeutschen Dialogprozesse einzubringen. Folgerichtig forcierte das Projekt einerseits die öffentliche Diskussion um die Erd-Charta und ihre Bedeutung für den Nachhaltigkeitsprozess, andererseits brachte es die im GFS-Prozess entwickelten Positionen intensiv in den laufenden Diskussionsprozess ein. Im September 2001 wurde Kontakt zur Koordinierungsstelle für den Erd-Charta-Prozess in Deutschland aufgenommen und eine enge Kooperation verabredet.

Die erwähnte Koordinierungsstelle wurde im Juni 2001 von der „Ökumenischen Initiative Eine Welt“ (ÖIEW) – einem Verein, der 1975 aus einem Aufruf zur Überprüfung des eigenen Lebensstils entstanden war – eingerichtet. Zeitgleich wurde die ÖIEW als "focal point organization", sprich: als Koordinierungsstelle der Erd-Charta in Deutschland vom internationalen Erd-Charta-Sekretariat in Costa Rica bestätigt und reihte sich damit in die 40 schon bestehenden nationalen Komitees ein.

Von besonderem Vorteil für das Projekt war es, dass die ÖIEW dem bundesweiten Netz Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen seit dessen Anfängen in den 70er Jahren aktiv angehört und ihm bereits über Jahre die Infrastruktur bereitgestellt hatte. So konnte der Projektleiter – als langjähriges Mitglied des Ökumenischen Netzes – an eine bereits vertraute Zusammenarbeit anschließen und diese um ein weiteres wichtiges Aufgabenfeld erweitern. 

In der Folge brachte das Projekt die ökumenischen Positionen in die erste bundesweite Tagung zur Erd-Charta ein, die im September 2001 in der Evangelischen Akademie Mülheim/Ruhr unter dem Thema "Die Erd-Charta: Entwurf einer Ethik der Nachhaltigkeit. Herausforderungen und Perspektiven für Rio+10" in Zusammenarbeit mit der Ökumenischen Initiative Eine Welt, dem INES-Ethik-Komitee und dem BUND stattfand. Auf dieser Tagung wurde die Erd-Charta zum ersten Mal in einem öffentlichen Diskurs vorgestellt und in die politische Diskussion eingebracht. Die Tagung fand ein Jahr vor dem Weltgipfel von Johannesburg statt, als durchaus noch die Hoffnung bestand, dass die Erd-Charta dort auf die Tagesordnung gesetzt und als grundlegendes ethisches Basispapier für eine nachhaltige Entwicklung deklariert würde – faktisch als das Gründungsdokument einer globalen Zivilgesellschaft. Auch auf der Mülheimer Tagung schwang diese Hoffnung in allen Referaten und Diskussionen mit. 

Ähnliches galt für den Rat für Nachhaltige Entwicklung, in dem, angeregt durch einige seiner Mitglieder, die Erd-Charta auf die Tagesordnung gesetzt wurde: In der eingebrachten Beschlussvorlage sollte der Rat erklären, dass er die Erd-Charta als wichtige Basis für eine internationale Ethik der nachhaltigen Entwicklung unterstützt und es begrüßt, dass dieses Dokument als Ergebnis mehrjähriger zivilgesellschaftlicher Diskussion von breiter interkultureller Übereinstimmung getragen wird. Der Rat sollte laut Beschlussvorlage die Bundesrepublik darum bitten, sich dafür einzusetzen, dass die Erd-Charta auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung von den Regierungen in Johannesburg beraten und in einen Verhandlungsprozess für eine - weltweit staatliche anerkannte - Ethik der nachhaltigen Entwicklung eingebracht wird. Außerdem sollte der Rat beschließen, dass auch die Nachhaltigkeitsstrategie Deutschlands eine ethische Fundierung, ausgehend von den Grundsätzen der Erd-Charta, erhält.

Dieses Anliegen wurde von einer kleinen – vom Projektbüro extra zu diesem Zwecke gebildeten – Arbeitsgruppe unterstützt, der u.a. Mitarbeiter des BUND, der Fraktion der Bündnisgrünen, von Misereor, dem BMU, dem Berliner Senat und der Koordinationsstelle der Erd-Charta angehörten. Die AG nahm Kontakte zu verschiedenen Mitgliedern des Rates auf, um für eine Zustimmung entsprechend der Beschlussvorlage zu werben. Zu diesem Zeitpunkt bestand durchaus noch eine reale Chance, zusammen mit anderen Delegationen in Johannesburg einen Durchbruch zu erzielen. 

Doch die Hoffnung der informellen Arbeitsgruppe, dass sich der Nachhaltigkeits-Rat die Erd-Charta einmütig zu eigen machen und der Bundesregierung empfehlen würde, sich in Johannesburg für die Erd-Charta einzusetzen, erfüllte sich nicht. Der Rat konnte sich trotz intensiver Bemühungen zu keinem Konsens durchringen. Er bewertete die Erd-Charta lediglich als einen Diskussionsbeitrag für eine Ethik der nachhaltigen Entwicklung. Andererseits nahm er aber das Ergebnis mehrjähriger zivilgesellschaftlicher Diskussionen von breiter interkultureller Übereinstimmung durchaus wohlwollend zur Kenntnis und begrüßte das Anliegen, die Erd-Charta auf dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung in Johannesburg zu diskutieren.

Die informelle Arbeitsgruppe traf sich nach ihrer Gründung in regelmäßigen Abständen, um sich über den weiteren Prozess der Erd-Charta auf nationaler und globaler Ebene auszutauschen, über Möglichkeiten der Prozessverstärkung in den eigenen Organisationen zu beraten und die öffentliche Diskussion auf vielfältige Weise zu befördern. Dabei kam es, ausgehend von einem Workshop "Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie" im November 2002, zu einer inhaltlichen Erweiterung ihrer bisherigen Arbeit: Im Verlauf des Workshops wurde dem Thema "Nachhaltige Lebensstile" – und damit der zentralen Frage des ethischen Verhaltens – eine herausragende Bedeutung zugesprochen. Dieser Sachverhalt im Workshop entsprach sehr deutlich dem Anliegen der Arbeitsgruppe.

Neben den globalen Aspekten einer ethischen Grundlegung für eine nachhaltige Entwicklung – wie sie sich vor allem in der Erd-Charta wiederfinden – traten immer stärker auch die ganz persönlichen, individuellen Aspekte einer nachhaltigen Lebensweise, wie sie insbesondere im Aufruf "Anders besser leben" zusammengefasst sind, in den Vordergrund. In der Folge verknüpfte die Arbeitsgruppe die Ergebnisse des Workshops mit den jeweiligen Diskussionsprozessen der einzelnen Gruppierungen, wie etwa der bereits erwähnten Initiative "Anders besser Leben". 

Die Initiative „Anders besser Leben“ wird ähnlich wie die Erd-Charta von der "Ökumenischen Initiative Eine Welt" als kooperierender Organisation begleitet. Die ÖIEW trägt auf diese Weise erheblich dazu bei, zwei wesentliche Aspekte einer nachhaltigen Ethik – den persönlichen wie den globalen – durch ihr begleitendes Engagement miteinander zu verbinden und als ein Ganzes zu vermitteln. Bei einem entsprechenden Ausbau dieses Engagements ist es denkbar, dass sie zu einer wichtigen bundesweiten Schnittstelle für die Realisierung einer nachhaltigen Lebensweise werden könnte: Sie könnte zum einen ein offenes Forum für inhaltliche Diskussionen schaffen – und zum anderen wesentlich zur Vernetzung gesellschaftlicher Gruppen beitragen, die sich darum bemühen, das Leitbild eines nachhaltigen Konsums und einer nachhaltigen Lebensweise zu konkretisieren und auszugestalten.

5. Wichtige Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) und der „Kampagnenrat“

Das Projekt hatte die Aufgabe, wirksame Arbeitszusammenhänge zwischen Vertretern der NGOs und denen der ökumenischen Basisgruppen und Initiativen herzustellen. Besonderes Gewicht sollte dabei auf die Kommunikation mit Akteuren gelegt werden, die an der Erarbeitung des deutschen Beitrags für die Folgekonferenz "Rio+10" in Johannesburg 2002 durch eigene kritische Beiträge mitwirkten.

Eine gute Gelegenheit, den Kontakt zu den NGOs herzustellen, ergab sich auf der Zukunfts-Werkstatt „Rio+10“ im März 2001 in Bad Honnef. Zur Vorbereitung auf die Folgekonferenz von Rio de Janeiro in Johannesburg 2002 (Rio+10) wurde im Januar 2001 ein erstes Verbändetreffen der NGOs durchgeführt. Am Ende des Treffens konnte festgestellt werden, dass die meisten Organisationen bereit waren, sich an einer gemeinsamen Kampagne Rio+10 zu beteiligen. Zu diesem Zweck wurden folgende wichtige Aspekte zusammengetragen und für die weitere Bearbeitung vorgeschlagen: 

- Möglichkeiten erkunden, kommunale Aktivitäten und Lokale Agenda 21-Prozesse mit einzubeziehen;

- Verbraucherorganisationen und -interessen einbeziehen und für Alternativen zur heutigen nichtnachhaltigen Lebensweise in den Industrieländern werben (Suffizienzdiskussion voranbringen);

- die Rolle der NGOs und anderer Kräfte für Nachhaltigkeit stärken; 

- positive Alternativen zur heutigen Form von Globalisierung aufzeigen; 

- die gesellschaftliche Debatte von Zukunftsmodellen zielgerichtet voranbringen. 

Das Forum Umwelt & Entwicklung, ein Zusammenschluss deutscher Umwelt- und Entwicklungsorganisa​tionen zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung in Nord und Süd, wurde gebeten, zu einer Zu​kunfts​werkstatt im März 2001 einzuladen und dabei noch weitere kompetente und in der Sache enga​gier​te Vertreter von NGOs, bundesweiten Verbänden, Lokalen Agenda 21-Prozessen und zentralen Koordinationsstellen mit einzubeziehen. 

Im Rahmen dieser Zukunftswerkstatt, an der auch das Projektbüro teilnahm, wurde ein Kampagnenrat ins Leben gerufen, der die Verantwortung für die weitere Vorbereitung und Durchführung der Kampagne übernehmen sollte. Im Juni 2001 kam der Kampagnenrat zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Vorgeschlagen waren 15 Personen aus ganz verschiedenen NGOs, Koordinationsstellen und Institutionen. Für den kirchlichen Bereich waren je ein Platz für die katholische und evangelische Kirche vorgesehen. Da für einen Vertreter der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen jedoch kein weiterer (kirchlicher) Platz im Kampagnenrat vorge​sehen war, wurde dieser assoziiert
, um dennoch eine inten​sive Mitarbeit zu gewährleisten. Der Platz der katholischen Kirche blieb bis zum Schluss unbesetzt.

In diesem Zusammenhang wurden erste intensive Kontakte zur "Arbeitsgruppe Lebensweise" beim Forum Umwelt & Entwicklung geknüpft. Unter die „10 Punkte für eine Nachhaltige Entwicklung“, die sich im Laufe eines längeren Diskussionsprozesses herauskristallisierten, wurde auch das Thema "Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten" aufgenommen – eine gute Gelegenheit für die Ökumenischen Basisgruppen, ihre immer lebhafter werdenden Diskussionen zu Fragen einer zukunfts​fähigen Lebensweise einzubringen. Das Projektbüro wurde in Kooperation mit der AG Lebensweise vom Forum Umwelt & Entwicklung beauftragt, den Text für diesen Themenbereich zu erarbeiten. In diesen Text sind wichtige Gedanken der Initiative "Aufbruch - anders besser leben" eingeflossen, die auf diese Weise weit über den kirchlichen Bereich hinaus öffentlich bekannt wurde. 

In den „10 Punkten“ spiegelt sich die ganze Vielfalt und Komplexität der nachhaltigen Entwicklung wider – ob es sich um Armut und Gerechtigkeit, um Klimawende oder soziale und ökologische Globalisierung, um Ernährung oder um biologische Vielfalt, um Bodenschutz oder Wassernutzung, um Geschlechter​gleichheit oder bürgergesellschaftliches Engagement handelt. Mit diesen 10 Punkten, den dazugehörigen Ausführungen und einem „Kampagnenaufruf“ setzte der Kampagnenrat im Vorfeld des Gipfeltreffens von Johannesburg im öffentlichen Diskurs deutliche Signale in Richtung Politik und Gesellschaft, mehr Verantwortung als bisher für eine ökologisch und sozial zukunftsfähige Entwicklung zu übernehmen.

Das Dialogforum "Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung, Johannesburg 2002 - Unsere Verantwor​tung für eine zukunftsfähige Welt", das vom Bundesministerium für Umweltschutz und dem Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zusammen mit dem Forum Umwelt & Entwicklung im November 2001 in Berlin durchgeführt wurde, war die bundesweite Auftaktveranstaltung zum Vorbereitungsprozess für den Weltgipfel (World Summit on Sustainable Development). Der Kampagnenrat machte auf diesem Forum zum ersten Mal seine 10 Punkte bekannt. 

Ihren eigenen Höhepunkt setzte die Kampagne mit der Konferenz "Countdown für Johannesburg – Drei Monate vor dem Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung – Anforderungen an die deutsche Politik", die gemeinsam von der Heinrich-Böll-Stiftung und dem Forum Umwelt und Entwicklung im Mai 2002 in Berlin durchgeführt wurde. Auf dieser Konferenz wurden, abgeleitet aus den 10 Punkten der Kampag​ne für Nachhaltige Entwicklung, folgende Themen in vier Foren intensiv diskutiert: Globalisierung gestalten / Gesunde Nahrung für alle / Positive Energie / Stabiles Klima / Mobilität 21 - Freie Fahrt in die Zukunft? 

Das Thema "Konsum und Lebensstil nachhaltig gestalten" rückte dagegen etwas in den Hintergrund. Überhaupt war bei der Vorbereitung auf Johannesburg – nicht nur bei den NGOs – eine gewisse Zurück​haltung zu verzeichnen, diese Problematik offensiv anzugehen. Der Grund mag u.a. darin liegen, dass sich die Forderungen gerade in diesem Bereich immer auch an die eigene Adresse (und damit an den Lebensstil der Akteure selbst!) richten – und um der Glaubwürdigkeit willen auch zu persönlichen Konsequenzen hätten führen müssen. Außerdem mag die Befürchtung eine Rolle gespielt haben, mit dieser Thematik nicht ausreichend „anschlussfähig“ an den gesellschaftlichen Trend zu sein.

Abgeschlossen wurde dieses intensive Tagungswochenende mit einem stadtoffenen Umweltfestival Unter den Linden. Auf diesem Festival (Teilnehmerzahl etwa 50.000 Menschen) präsentierte sich auch die Kampagne RIO+10 in einem eigenen "Dorf der Nachhaltigkeit". Das Projekt Umsetzung von Nachhal​tigkeitsstrategien im kirchlichen Prozess nahm diesen Zusammenhang zum Anlass, die Initiative "Aufbruch - anders besser leben" vorzustellen. Auf diese Weise entstanden neue Kontakte zum Thema „andere Lebensformen“, insbesondere hinsichtlich der Möglichkeiten ihrer Realisierung.

Auf dem ersten großen Workshop nach Johannesburg mit dem Thema "Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie" im Oktober 2002 (durchgeführt von den drei großen Umweltverbänden BUND, DNR und NABU in Zusammenarbeit mit dem Bundesumweltministerium) ergab sich ein für alle Teilnehmer überraschendes und überaus reges Interesse an dem Dialogforum "Nachhaltige Lebens​stile". Auf diesem Forum spielte die Frage der „Suffizienz“ bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrate​gie sowohl in den Beiträgen der Vertreter des Ministeriums und der NGOs als auch vieler engagierter Teilnehmer eine zunehmende Rolle. Dies entsprach dem Grundanliegen der Initiative "Aufbruch - anders besser leben", die Gelegenheit hatte, sich im Rahmen eines „Markts der Möglichkeiten“ zu präsentieren, damit unmittelbar das Tagungs​​​geschehen zu beeinflussen und entsprechende Akzente zu setzen. 

Auf besagtem Workshop konnten die Kontakte zu anderen Akteuren wie etwa dem Rat für Nachhaltige Entwicklung vertieft werden, der auf dem Markt der Möglichkeiten sein Projekt "Nach​​haltiger Warenkorb" vorstellte, dessen Positionen mit denen der Initiative „Anders besser Leben“ an vielen Stellen über-einstimmen. Hier sind gute Voraussetzungen gegeben, die schon vorhandenen Verbindungen zum Rat für Nachhaltige Entwicklung sowie zu den NGOs gerade hinsicht​lich der Lebensstil-Problematik zu vertiefen und den öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs darüber zu verstär​ken. Diese Thematik wird von einer Arbeitsgruppe, die im Zusammenhang mit der Erd-Charta-Diskussion entstanden ist, weitergeführt.

Aus der Rückschau lässt sich eindeutig festhalten, dass sich das Engagement im Rahmen dieser Kampagne gelohnt hat. Über ein Jahr lang ist das Thema „Lebensstile“ immer wieder Gegenstand der Erörterungen innerhalb der Kampagnenvorbereitung gewesen. Als z.B. in einem der ersten Entwürfe der Punkt „Nachhaltiger Lebensstil“ nicht mehr im Katalog der 10 Forderungen auftauchte, konnte durch intensive Intervention des Projektleiters die ursprüngliche Beschlusslage wieder hergestellt werden. 

Für den inhaltlichen Bereich der Lebensstile ist als Fazit ist festzuhalten, dass das Projekt seine Früchte trägt: Spätestens der Workshop im Herbst 2002 machte deutlich, dass das Thema einer nachhaltigen Lebensweise inzwi​schen eine breite gesellschaftliche Öffentlichkeit – wenn auch noch keine umfassende Akzeptanz – erreicht hat. Es müsste deshalb noch intensiver als bisher vorangebracht werden.

6. Rat für Nachhaltige Entwicklung

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung (im Folgenden kurz: RNE) konstituierte sich 2001 als Beratungsorgan der Bundesregierung. Ihm gehören 17 bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an, die vom Bundeskanzler persönlich für diese Aufgabe berufen wurden. Die Mitglieder kommen aus den Bereichen Umweltschutz, Wirtschaft, Verkehr, Gewerkschaften, Länder/Kommunen, Verbraucherschutz/Er​nährung/Landwirtschaft, Kirchen, Internationales/Entwicklung und Wissenschaft. Der Rat soll ein Forum für die vielen in der Gesellschaft vorhandenen Aktivitäten und Ideen sein – und entsprechend innovative Vorschläge für eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie unterbreiten.

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung will mit einer integrierten Sicht auf Ökologie, Wirtschaft und soziale Aspekte die nachhaltige Entwicklung vorantreiben und auf diese Weise dazu beitragen, dass aus dem Thema Nachhaltigkeit ein alle Menschen bewegendes Zukunftsthema wird. Der Rat leistet somit einen wesentlichen Beitrag zur Teilhabe gesellschaftlicher Gruppen an den Entscheidungsprozessen und stellt eine neue Form des Dialogs zwischen Bundesregierung und Gesellschaft dar.

Daher sah es das Projekt Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich als eine wichtige Aufgabe an, mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung unmittelbar nach dessen Konstituierung Kontakt aufzunehmen. In einem ersten Gespräch mit dem Leiter der Geschäftsstelle (Dr. Günther Bachmann) wurden gemeinsam interessierende Sachfelder benannt und Möglichkeiten der Zusammenarbeit erörtert. In diesem ersten Gespräch waren sich die Gesprächspartner schnell darüber einig, dass die ethische und die kulturelle Dimension unbedingt Eingang in eine zu erarbeitende Nachhaltigkeitsstrategie finden müsse. Eine entsprechende Zusammenarbeit wurde vereinbart. 

Eine erste Möglichkeit zur konkreten Zusammenarbeit bot sich bei der Durchführung des Workshops "Kultur und Nachhaltigkeit" im Dezember 2001 in Berlin. Das Projektbüro unterstützte den Vorschlag, diesen Workshop wegen der außerordentlichen Bedeutung der Thematik in einem angemessenen Abstand fortzusetzen, zumal dieser Dimension im bisherigen Prozess der Nachhaltigkeit zu wenig Aufmerksamkeit entgegengebracht wurde. Gemeinsam mit dem BUND und den Kirchen wurde der Vorschlag unterbreitet, sich intensiv dem – ebenfalls bislang eher vernachlässigten – Themenkomplex "Ethik und Nachhaltigkeit" zuzuwenden. Auf diesem Workshop wurde auch ausführlich über die so genannte „Erd-Charta“ (Text s. unten) diskutiert und überlegt, wie diese in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankert werden könnte.

Es ergaben sich bald verschiedene Anlässe, die Diskussion über diese Frage konkreter zu führen. Der RNE hatte beschlossen, die Erd-Charta auf einer seiner Sitzungen auf die Tagesordnung zu setzen, um zu beraten, welche Rolle sie für die bundesdeutsche Delegation auf dem Weltgipfel in Johannesburg 2002 spielen solle. Das Ergebnis dieser Beratung sollte der bundesdeutschen Delegation in Form einer Empfehlung für ihr Verhalten in Johannesburg mitgegeben werden. Bedauerlicherweise konnte sich der Rat (u.a. wegen eines Einspruchs des Wirtschaftsvertreters) nicht dazu durchringen, eine einmütige Empfehlung zu verabschieden, wie sie der Bedeutung der Erd-Charta auf dem Johannesburger Gipfel gerecht geworden wäre. Auch die intensiven Bemühungen einer – im Vorfeld dieser Sitzung extra vom Projektbüro gebildeten – kleinen Arbeitsgruppe engagierter Vertreter aus verschiedenen Organisationen und Institutionen konnte daran nichts ändern. 

Auf den Großveranstaltungen "Nachhaltige Entwicklung: Vom Schlagwort zur politischen Strategie" im September 2001 und "Nachhaltigkeit - Der nächste Schritt 10 Jahre nach Rio und 100 Tage vor Johan​nes​burg“, die der Rat seit seiner Konstituierung durchführte, war das Projekt regelmäßig vertreten, um die Thematik einer nachhaltigen Lebensweise kontinuierlich in den Diskurs einzubringen. 

Im Berichtszeitraum fanden regelmäßig informelle Gespräche in der Geschäftsstelle des Rates statt, um sich gegenseitig zu informieren und gemeinsame Vorhaben zu entwickeln. Zusammenfassend kann fest​gehalten werden: Durch die zwar nur informelle, aber dennoch recht verbindliche Kommunikationsstruktur mit dem Nachhaltigkeitsrat konnten viele Gedanken und Vorstellungen aus dem kirchlichen Bereich – insbesondere aus dem Umfeld ökumenischer Basisgruppen und Initiativen – in den öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs eingebracht werden. Es würde dem RNE – insbesondere nach Johannes​burg – gut zu Gesicht stehen, in der verbleibenden Zeit seine zentrale Funktion im gesellschaftli​chen Nachhaltig​keits-Dialog wahrzunehmen, um den Gesamtprozess auch auf Bundesebene im Sinne der ethischen Dimension von Nachhaltigkeit und der daraus abgeleiteten Lebensstil-Fragen zu befördern.

Das Projekt Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich ist daran interessiert, die Zusammenarbeit mit dem RNE intensiv fortzusetzen – zumal sich daraus immer wieder wichtige Ak​zente hinsichtlich einer konkreten Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie ergeben. Als besonders nütz​lich hat sich dabei herausgestellt, die gewonnenen Ideen und Impulse, Einsichten und Erkenntnisse un​mit​telbar in die konkreten Vorhaben der Arbeits- und Basisgruppen sowie der Initiativen einfließen zu lassen. 

Leider ist im gesamten Berichtszeitraum kaum eine Zusammenarbeit zwischen den beiden kirchlichen Ver​tretern im RNE und dem Projektbüro zustande gekommen. Während zumindest mit dem katholischen Vertreter – im Zusammenhang mit der Beschlussvorlage zur Erd-Charta – eine kurzzeitige Kooperation gelang, verschloss sich die evangelische Vertreterin – vermutlich aufgrund des ungeklärten innerkirchli​chen Status des Projektbüros – jeder Anfrage bezüglich einer Kooperation (!). Dies ist um so bedauerlicher, als viele der im RNE besprochenen Themen gerade auch bei den ökumenischen Basisgruppen und Initiativen rege diskutiert werden und ein Gedankenaustausch in den gesamten Kirchenbereich hinein gewiss förderlich gewesen wäre.

7. Bundesweite Servicestellen im Agenda 21-Prozess

Um einen guten bundesweiten Überblick über die Aktivitäten im Bereich der Lokalen Agenda 21 zu erlangen, bot es sich an, mit der Landes-Agenda-Transferstelle in Nordrhein-Westfalen in Verbindung zu treten. Die (zu Projektbeginn noch nicht bundesweit arbeitende) Bonner Trans​ferstelle arbeitete intensiv daran, sich über NRW hinaus einen bundesweiten Überblick zu verschaffen und ihre zunächst landesweite Funktion zu einer bundesweiten Servicestelle auszubauen. Es lag daher nahe, festere Arbeitszusammenhänge gerade zu dieser Agenda-Transferstelle herzustellen.

Bei einem Arbeitsbesuch im März 2001 konnte der Leiter der Transferstelle (Albrecht Hoffmann) aufschlussreiche Erfahrungen mit einigen Kommunen (wie z.B. Gelsenkirchen, Neukirchen-Vluyn und Dortmund-Aplerbeck) vermitteln, in denen auch ökumenische Gruppen und Kirchgemeinden aktiv in den Agenda-Prozess eingebunden sind. Es wurden Kommunikationsstrukturen für verbesserte Kontakte der Transferstelle zu jenen ökumenischen Basisgruppen und Kirchgemeinden vereinbart, die sich dem Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung verpflichtet wissen – und entsprechend mit ihren Aktivitäten die örtlichen Agenda 21-Prozesse befördern bzw. anregen sollen. 

Das Projekt Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien im kirchlichen Bereich war im August 2002 bei der Startveranstaltung der nunmehr bundesweiten Servicestelle Lokale Agenda 21 in Bonn anwesend. Die neu gegründete Stelle sieht ihre Aufgabe darin, Informationen zu verbreiten, Netzwerke zu bilden, Wissen zu transferieren, Impulse zu geben sowie konkrete Hilfe für die Lokale Agenda 21 anzubieten und zusammen mit der "Servicestelle Kommunen in der Einen Welt", dem "Projektbüro für Nachhaltigkeitsstrategien der Ökumenischen Gesellschaft e.V.", den kommunalen Spitzenverbänden sowie den Landes-Agenda-Büros den bundesweiten Dialog zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie zu fördern.

Im Rahmen dieser Auftaktveranstaltung fand auch eine Beratung zwischen dem Projektbüro und Vertretern des BMU und des UBA über die weitere Perspektiven – sowohl im Rahmen des laufenden Projektes als auch darüber hinaus in Kooperation mit der Servicestelle – statt. Dabei wurde nachdrücklich bekräftigt, dass die Zusammenarbeit gerade mit kirchlichen Gruppen im Agenda-Prozess deshalb so wichtig sei, weil sie die ethische Dimension im Nachhaltigkeitsprozess verstärken – eine Dimension, ohne die dieser Prozess kaum erfolgreich sein kann.

Auch im Arbeitsbereich der bundesweiten Servicestelle "Kommunen in der Einen Welt", die seit Dezember 2001 in Bonn aktiv ist und Kommunen bei der Planung zukunftsfähiger Modelle mit Eine-Welt-Bezug ganz gezielt mit Informationen, Beratungsleistungen und Qualifizierungsmaßnahmen unterstützt, befinden sich viele kirchliche Eine-Welt-Grup​pen, die intensive Kontakte zu Menschen in den Entwicklungsländern aufgebaut haben und sich um gute kooperative Beziehungen bemühen. Sie setzen sich u.a. massiv für ausreichende Bedingungen eines fairen Handels mit den unterschiedlichsten Gütern aus diesen Ländern ein. 

Zu einer ersten engeren Zusammenarbeit mit dieser Servicestelle kam es im Zusammenhang mit der Durchführung einer Fachtagung der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen im Februar 2002 in Schwerin. Der Leiter der Servicestelle, der zu Fragen der Gerechtigkeit im 21. Jahrhundert referierte, mahnte dabei insbesondere eine verständlichere Sprache für die Vermittlung der Inhalte der ökumenischen Texte an. 
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